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Vorwort

Vorwort

Unsere Städte bilden das Zentrum des gesellschaftlichen Lebens und sind der 
Motor der Wirtschaft: Zwei Drittel der europäischen Bürgerinnen und Bürger 
leben in Städten und erwirtschaften 85 % des Bruttoinlandsprodukts der  
Europäischen Union. 

Mobilitätsnachfrage entsteht, weil Wohnen, Arbeiten, Bildung, Versorgung und 
Freizeit vielfach räumlich voneinander getrennt sind. Mobilität ist unverzicht-
bar, um an diesen Daseinsfunktionen teilhaben zu können. Allerdings sehen 
sich Städte und Gemeinden auch mit einer Reihe ernsthafter Herausforderun-
gen konfrontiert, die durch den Verkehr mitverursacht werden: Treibhausgase, 
Luftverschmutzung, Lärm, Sicherheitsrisiken und Staus. Mit diesen Problemen 
haben nicht nur die großen Metropolen zu kämpfen.

Die Zustimmung der Bürger zu Maßnahmen der Verkehrsgestaltung und -len-
kung hängen nicht zuletzt von nachvollziehbaren Lösungen für diese Heraus-
forderungen und attraktiven Angeboten ab. Verkehrspolitische Maßnahmen 
sollten unter Berücksichtigung dieser Prämissen die Verkehrsmittel intelligent 
vernetzen, ihre jeweiligen Stärken herausstellen und Mobilität als ein wesentli-
ches Stück Lebensqualität verstehen und erhalten. 

Die Mobilität der Menschen in all ihren Facetten zu erhalten und die Güterver-
sorgung zu sichern, ohne dass der Kfz-Verkehr langfristig Mensch und Umwelt 
übermäßig belastet – das sind die Ziele einer nachhaltigen Mobilität. 

Hier setzt die vorliegende ADAC Fachbroschüre „Handlungsfelder einer nach-
haltigen städtischen Mobilität“ mit einer Übersicht über neue wie auch be-
währte Maßnahmen und Konzepte an. Die angesprochenen und keinesfalls 
abschließenden Themen nachhaltiger Mobilität richten sich an Verantwortliche 
in Politik und Verwaltung sowie den interessierten Bürger. Mit Literaturver- 
weisen möchten wir einen vertiefenden Einstieg in die jeweilige Thematik 
ermöglichen. Nicht alle Maßnahmen und Konzepte lassen sich dabei auch in 
jeder Kommune umsetzen; zu unterschiedlich sind die Anforderungen vor Ort.

Ulrich Klaus Becker 
ADAC Vize präsident 
für Verkehr
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Einleitung – Bedeutung der Nachhaltigkeit

Der Begriff Nachhaltigkeit ist mit 
vielschichtigen Assoziationen und 
Definitionen	verbunden.	Seine	
Bedeutung ging den Weg von der 
„Conservation und Anbau des 
Holzes, dass es eine continuirli-
che beständige und nachhaltende 
Nutzung gebe“ (Hans Carl von Car-
lowitz, 1713) über die „Entwicklung, 
die die Bedürfnisse der Gegenwart 
befriedigt, ohne zu riskieren, dass 
künftige Generationen ihre eige-
nen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können“ (Brundtland-Kommission, 
1987) bis zum Dreiklang der 
„ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Dimension“ (Enquete-
Kommission des Deutschen 
Bundestages, 1998). Inzwischen ist 
Nachhaltigkeit zu einem zentralen 
Begriff der politischen Diskussion 
geworden.	Sein	teils	inflationärer	
Gebrauch zeigt aber auch, wie stark 
das Bedürfnis nach einer nachhal-
tigen Lebensweise in unserer Ge-
sellschaft geworden ist. Auch die 
Mobilität – eines der elementaren 

Grundbedürfnisse des Menschen – 
muss sich daran orientieren.

In Anlehnung an die Enquete-Kom-
mission	definiert	der	ADAC	nach-
haltige Mobilität als Berücksichti-
gung von sozialen, ökonomischen 
und ökologischen Aspekten in der 
Gestaltung des Verkehrssystems 
mit dem Ziel, für den Menschen 
langfristig eine 

K sichere
K umweltfreundliche
K bedarfsgerechte
K bezahlbare

Mobilität in all ihren Facetten 
sicherzustellen. Verkehrspolitische 
Maßnahmen sollten vor diesem 
Hintergrund die vorhandenen Kapa-
zitäten besser nutzen, die Verkehrs-
mittel intelligent vernetzen, ihre 
jeweiligen Stärken herausstellen 
und Mobilität als ein wesentliches 
Stück Lebensqualität verstehen und 
sichern. Die Kommunen sollten die 

unterschiedlichen Bedürfnisse und 
Ansprüche bei der Gestaltung der 
Mobilität ausgewogen und ohne 
einseitige Benachteiligung einzelner 
Verkehrsträger in Einklang bringen.

In der Diskussion nachhaltiger  
Aspekte der städtischen Mobilität 
sind ökologische Themenfelder lokal 
und global miteinander verwoben. 
Die verschiedenen durch den Kfz-
Verkehr verursachten Umweltbeein-
trächtigungen weisen sehr unter-
schiedliche Wirkungsreichweiten auf. 
So ist etwa Lärm – sowohl räumlich 
wie auch zeitlich – ein lokales Prob-
lem, da Schallquelle und beeinträch-
tigte Menschen meist nur einige 
hundert Meter voneinander entfernt 
liegen. Maßnahmen gegen Lärm 
können daher nur vor Ort erfolgen.

In Gegensatz dazu steht die 
Verstärkung des vom Menschen 
verursachten (anthropogenen) Treib-
hauseffektes, dessen wesentliche 
Ursache Kohlendioxidemissionen 

1. Einleitung – Bedeutung der Nachhaltigkeit

Nachhaltigkeit – ein zentrales Handlungsfeld der  
städtischen Mobilität
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Einleitung – Bedeutung der Nachhaltigkeit

sind. Ist eine Tonne CO2 einmal aus-
gestoßen, bleibt es jahrhundertelang 
strahlungswirksam	und	beeinflusst	
den ganzen Planeten – egal, wo es 
ursprünglich emittiert wurde und 
auch dann, wenn die Quelle schon 
lange stillgelegt ist. Nachhaltigkeit 
ist auch beim Umgang mit fossilen 
Brennstoffen gefragt. Die Verringe-
rung des Verbrauchs von Erdöl und 
Erdgas ist aufgrund der Endlichkeit 
der Ressourcen dringend geboten, 
nicht nur, aber auch für Zwecke der 
innerstädtischen Mobilität.

Das Auto ist auch in einem nachhal-
tigen Verkehrssystem unverzichtbar. 
Für viele Streckenrelationen und 
Fahrtzwecke gibt es dazu keine sinn-
volle Alternative. Umweltfreundliche 
Motortechnik und Antriebe, lärmar-
me Straßenbeläge, ein höherer 
Besetzungsgrad der Fahrzeuge oder 
effizientes	Verkehrsmanagement	
und	Verkehrsverflüssigung	tragen	
dazu bei, den Kfz-Verkehr ökologisch 
verträglicher zu gestalten. 

Maßnahmen und Konzepte für nach-
haltigen Stadtverkehr sollten bereits 
auf Quartiersebene ansetzen und 
dürfen auch an der Stadtgrenze nicht 
Halt machen. Mobilität muss in ers-
ter Linie sicher sein. Dabei gilt es, 
vor allem die schwachen Verkehrs-
teilnehmer wie Kinder und Senioren 
als Fußgänger und Radfahrer durch 
geeignete Maßnahmen zu schützen. 
Im Umweltbereich liegt insbesondere 
beim Straßengüterverkehr großes 
Einflusspotenzial.	Dieser	muss	
sauberer und leiser sowie effektiver 
gelenkt werden. Eine besondere 
Herausforderung stellt im inner- 
städtischen Kontext die starke Zu-
nahme der Lieferverkehre dar.

In der Diskussion nachhaltiger 
Aspekte urbaner Mobilität müssen 
daher unterschiedliche Interessen 
vereint und differenziert behandelt 
werden. Gemeinsames Ziel der 
Anstrengungen muss sein, die 
ökologische Situation in der Stadt 
und die Lebensbedingungen ihrer 
Bewohner zu verbessern. Mobilität 
sollte sich dabei am Bedarf der 
Nutzer orientieren. Benötigt werden 
vor allem barrierefreie Verkehrsan-
lagen, leistungsfähige Infrastruk-
turen im motorisierten Individu-
alverkehr (MIV) und öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) sowie 
komfortable Fuß- und Radverkehrs-
netze. Mobilität als unverzichtbare 
Voraussetzung gesellschaftlicher 
Teilhabe sollte für alle bezahlbar 
bleiben, sie darf nicht einseitig 
beschränkt oder unangemessen 
verteuert werden.

Die zukunftsorientierte Entwicklung 
der kommunalen Verkehrssys-
teme ist eine wichtige Aufgabe 
für Städte und Gemeinden. Sie 
können unmittelbar auf das zur 
Verfügung stehende Budget, auf 
die Handlungsfähigkeit der Ver-
waltung sowie auf die Qualität 
des	Verkehrsangebots	Einfluss	
nehmen. Die Zukunftsfähigkeit der 
Verkehrssysteme ist nicht alleine 
eine Frage der Finanzierung. Viel-
mehr	beeinflusst	der	Umgang	mit	
spezifischen	ökologischen,	sozialen	
und ökonomischen Unsicherheiten 
ihre Gestaltung. Unsicherheit über 
künftige Mobilitätsanforderungen 
kann sich aus einem Wertewandel, 
demografischen	Veränderungen	und	
der wirtschaftlichen Entwicklung 
einer Region ergeben. Mobilitäts- 
und Verkehrsmanagement kann 

entscheidend zu einer dauerhaften 
Prosperität von Städten, Gemein-
den und deren Umland beitragen. 
Die aktive Gestaltung der Mobilität 
vor dem Hintergrund dieser Verän-
derungen bildet somit eine wichtige 
Voraussetzung für die Attraktivität 
von Städten und Gemeinden für 
Menschen und Unternehmen. Die 
Gewissheit, notwendige Ortsver-
änderungen mittels umweltscho-
nender, sicherer und bezahlbarer 
Verkehrsmittel in zumutbarer Zeit 
bewältigen zu können, macht Kom-
munen für Bürger und Unterneh-
men attraktiv. 
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Nachhaltigkeitsfelder in der Mobilität

Die vom Menschen verursachte 
signifikante	Erhöhung	der	Kon-
zentration von Kohlendioxid (CO2) 
in der Atmosphäre stört die seit 
vielen Tausend Jahren bestehen-
de Balance von Strahlungs- und 
Energieflüssen	zwischen	Erdbo-
den, Atmosphäre und Weltraum. 
Dies führt zu einer Änderung des 
Klimas mit derzeit nur schwer 
vorhersagbaren Folgen, sowohl 
weltweit	als	auch	für	eine	empfind-
liche Indu striegesellschaft wie in 
Deutschland. Auch wenn aktuellen 
Klimaprognosen zufolge die Auswir-
kungen einer Temperaturzunahme 
in Mitteleuropa weniger dramatisch 
ausfallen werden als in vielen 
anderen Gebieten der Erde und 
die wohlhabenden Staaten Anpas-
sungsmaßnahmen (wie z.B. Hoch-
wasserschutz) leichter durchführen 
können, so ist die Verminderung 
des Ausmaßes der zu erwartenden 
Änderung sinnvoller, kostengünsti-

ger und mit weniger Beeinträchti-
gungen verbunden als der Versuch, 
die entstandenen Schäden zu 
beseitigen. Aufgrund der Unsicher-
heiten der Klimamodelle und der 
– in relevanten Zeitskalen – Irrever-
sibilität des Eingriffs in die Erdatmo-
sphäre ist schon aus dem Vorsor-
geprinzip der weitere Anstieg der 
CO2-Konzentration zu begrenzen.

Die CO2-Belastung ist ein globales 
Problem: Im Gegensatz zu klassi-
schen Luftschadstoffen wie Stick-
oxiden ist CO2 sehr langlebig, was 
eine weitgehende weltweite Anglei-
chung der Konzentration dieses 
Gases in der Atmosphäre begüns-
tigt. Klimaschutz ist deshalb eine 
globale Aufgabe. Die Minderung 
bedarf aber lokaler Konzepte. Ein 
erheblicher Teil der CO2-Emissionen 
fällt bei der Produktion von Waren 
und Dienstleistungen, für die Be-
reitstellung von elektrischer Energie 

sowie für Heizung und Kühlung von 
Räumen an. Ein Fünftel des anth-
ropogenen CO2-Ausstoßes stammt 
aus dem Verkehr. Alle Emittenten 
müssen einen Beitrag zur CO2-Min-
derung leisten, auch der Verkehrs-
bereich.

In Mitteleuropa ist zu erwarten, 
dass Städte von einer Klimaer-
wärmung nachteilig betroffen sein 
werden. Wetterextreme wie Hitze-
perioden oder Starkregen werden 
zunehmend den Menschen und 
die Infrastruktur belasten. So 
sind Hitzewellen mit steigenden 
Mortalitätsraten und Krankenhaus-
einlieferungen verbunden, Starknie-
derschlagsereignisse mit Schädi-
gungen der Kanalisation. Neben der 
Emissionsminderung sind daher 
auch Maßnahmen zur Anpassung 
an die zu erwartenden Klimaände-
rungen notwendig.

2. Nachhaltigkeitsfelder in der Mobilität

Hochwasser-Ereignisse sind schon heute allgegenwärtig – 
solche Extreme könnten sich in Zukunft verstärken

2.1 Klimawandel – lokaler Beitrag zu einem globalen Problem
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Nachhaltigkeitsfelder in der Mobilität

Die Luft in Deutschlands Städten 
wird immer besser. In den vergan-
genen Jahrzehnten wurden erhebli-
che Anstrengungen unternommen, 
um den Ausstoß von Schadstoffen 
aus Industrie, Kraftwerken, Haus-
halten und Verkehr zu verringern: 
Rauchgaswäsche, Brennwertkessel, 
benzolarmes Benzin, Katalysatoren 
und	Partikelfilter	sind	nur	einige	Bei-
spiele. Die Emissionen der klassi-
schen Luftschadstoffe sind erheblich 
gesunken und die Immissionsbe-
lastung nahm deutlich ab. Dass 
die Grenzwerte weiterhin vielfach 
überschritten werden, liegt an den 
für einen verbesserten Gesundheits-
schutz kontinuierlich herabgesetzten 
zulässigen Grenzwerten. So lag der 
Jahresmittelgrenzwert für Stickstoff-
dioxid (N02) im Jahr 1998 noch bei 
100 µg/m3, heute gibt die Europä-
ische Immissionsschutzgesetzge-
bung einen Wert von 40 µg/m3 vor.

Problematisch sind heute vor allem 
noch die Schadstoffe Stickstoffoxide 
und Feinstaub. Hohe Belastungen 
treten insbesondere in engen, 
schlecht durchlüfteten Straßen-
schluchten mit hohem Verkehrsauf-
kommen auf und sind deshalb vor 

allem ein Problem der Ballungsge-
biete. Die Hauptquellen von Stick-
stoffoxiden sind Verbrennungsmoto-
ren und Feuerungsanlagen für Kohle, 
Öl, Gas, Holz und Abfälle. In Bal-
lungsgebieten ist der Straßenverkehr 
die bedeutendste Stickoxid-Quelle. 
Probleme treten aber auch in Klein- 
und Mittelstädten auf, wenngleich 
die Straßen dort weniger belastet 
sind.

In der Umwelt vorkommende NO2-
Konzentrationen sind speziell für 
Asthmatiker ein Problem, da sich 
eine Bronchienverengung einstellen 
kann. PM10 kann beim Menschen 
in die Nasenhöhle, PM2,5 in die 
Bronchien und Lungenbläschen und 
ultrafeine Partikel bis in das Lungen-
gewebe und sogar in den Blutkreis-
lauf eindringen. Je nach Größe und 
Eindringtiefe der Teilchen sind die 
gesundheitlichen Wirkungen von 
Feinstaub verschieden. Sie reichen 
von Schleimhautreizungen und loka-
len Entzündungen der Luftröhre, den 
Bronchien und Lungenalveolen bis 
hin zu verstärkter Plaquebildung in 
den Blutgefäßen, erhöhter Thrombo-
seneigung oder Veränderungen der 
Regulierungsfunktion des vegetati-

ven Nervensystems (Herzfrequenz-
variabilität).

Eine Verbesserung der Luftqualität 
ist deshalb kein Luxus, sondern 
ein wesentlicher und notwendiger 
Beitrag zum Gesundheitsschutz. 
Deshalb sind Luftreinhaltepläne 
aufzustellen, wenn Grenzwerte 
nicht eingehalten werden. Sie legen 
Maßnahmen zur dauerhaften Ver-
minderung von Luftverunreinigungen 
fest. Inzwischen wurden in einer 
Vielzahl von Städten solche Pläne 
aufgestellt. In den meisten Fällen 
konnte die Höhe bzw. die Anzahl der 
Tage mit Grenzwertüberschreitungen 
verringert werden. Unklar ist aber, 
ob dies auf die getroffenen Maßnah-
men zurückzuführen ist und welche 
Maßnahmen besonders wirksam 
sind, zumal auch in Kommunen ohne 
Luftreinhalteplan die Schadstoffbe-
lastung	zurückging.	Eine	flächende-
ckende dauerhafte Unterschreitung 
der Grenzwerte konnte mit den ge -  
troffenen Maßnahmen bisher aller-
dings nicht erreicht werden, sodass 
noch Handlungsbedarf besteht – 
dies gilt für viele Ballungsräume in 
Deutschland und der EU.

2.2 Luftreinhaltung – gesunde Luft zum Atmen

Die Verbesserung der Luftqualität – kein Luxus, sondern 
ein notwendiger Beitrag zum Gesundheitsschutz in 
Städten

            9Handlungsfelder einer nachhaltigen städtischen Mobilität



Nachhaltigkeitsfelder in der Mobilität

Mehr als die Hälfte der deutschen 
Bevölkerung fühlt sich durch 
Straßenverkehrslärm gestört oder 
belästigt. Das geht aus einer reprä-
sentativen Umfrage zum „Umwelt-
bewusstsein in Deutschland 2014“ 
hervor. Neben der Belästigung wirkt 
Lärm auch physiologisch auf den 
Körper ein. Mit zunehmender Lärm-
belastung nehmen durch Stressre-
aktionen vor allem Herz-Kreislauf-
Erkrankungen (von erhöhtem 
Blutdruck bis zum größeren Herz-
infarktrisiko) deutlich zu. Etwa 15 % 
der Bevölkerung sind von diesen 
gesundheitskritischen Lärmpegeln 
betroffen. Lärmschutz ist deshalb 
auch Gesundheitsschutz.

Rechtliche Regelungen sehen 
beim Bau oder Umbau von Stra-
ßen Lärmschutz für Anwohner vor 
(Lärmvorsorge). An bestehenden 
Straßen kann durch den Straßen-
baulastträger Lärmschutz gewährt 
werden (Lärmsanierung), allerdings 
nur freiwillig und entsprechend den 
verfügbaren Haushaltsmitteln. Die 
Umgebungslärmrichtlinie der Euro-
päischen Union fordert, die Lärm-

belastung an Bundesautobahnen, 
Bundesstraßen und Landesstraßen 
mit mehr als 30 Mio. Kfz/Jahr zu 
ermitteln und im Fall von Lärmpro-
blemen zu verringern (Lärmminde-
rungsplanung). Gerade innerörtlich 
ist jedoch wirksamer Schutz gegen 
Lärm schwierig: Beengter Raum 
und hohe Flächennutzungskonkur-
renz erfordern an die lokale Situati-
on angepasste Maßnahmen. 

Einen ersten Ansatzpunkt zur 
Lärmminderung stellt das Kraftfahr-
zeug dar. Es erzeugt auf dreierlei 
Weise Geräusche: durch Motor und 
Antriebsstrang, durch die Interaktion 
der Reifen mit der Fahrbahn und 
durch Fahrtwind. Dazu kommen 
Geräusche, die vom Fahrer verur-
sacht werden – wie etwa Hupen, 
Quietschen von Reifen, Zuschla-
gen von Türen oder laute Musik. 
Beim Lärmschutz wird dieser Lärm 
kaum berücksichtigt, obwohl er in 
der subjektiven Wahrnehmung oft 
besonders stört. Motorlärm sowie 
Reifen- und Fahrbahngeräusche 
dominieren im innerstädtischen 
Geschwindigkeitsbereich, Geräusche 

durch Fahrtwind spielen meist keine 
Rolle. 

Der Motorlärm hängt primär von 
der Last und Drehzahl ab. Lärm-
minderung muss deshalb zunächst 
am Fahrzeug ansetzen, wobei gute 
Ergebnisse vor allem bei Pkw und 
Lkw erzielbar sind. Motorisierte 
Zweiräder bleiben bauartbedingt 
oftmals ein Problem.

Fahrweise und Verkehrsablauf 
haben ebenfalls einen großen Ein-
fluss	auf	die	Lärmentwicklung.	Fah-
ren im niedrigen Gang und starke 
Beschleunigung wirken sich negativ 
aus,	ein	konstanter	Verkehrsfluss	
durch vorausschauende Fahrweise 
mit wenigen Stopps wirkt dagegen 
lärmmindernd. Hier sind besonders 
die Fahrer gefordert – und gut koor-
dinierte Lichtsignalanlagen.

Auf der Immissionsseite sind zur 
Ausschöpfung der Lärmminderungs-
potenziale zumeist planerische, 
bauliche oder verkehrslenkende 
Maßnahmen erforderlich. Hier sind 
vor	allem	die	Planer	in	der	Pflicht.	
Wirksame Maßnahmen sind vor 
allem in den Bereichen Verkehrs-
planung, Verkehrsrecht, Verkehrs-
technik, Straßenbau, Städtebau 
und Gebäudebautechnik zu suchen.

Der Einsatz von Lärmschutzwänden 
und -wällen beschränkt sich im In-
nerortsbereich aus städtebaulichen 
Gründen auf wenige anbaufreie 
Straßenabschnitte. Der Einbau von 
Lärmschutzfenstern in Gebäuden 
bildet die Ultima Ratio, wenn sonst 
kein ausreichender Lärmschutz 
sichergestellt werden kann.

2.3 Lärmminderung – Erhalt der Lebensqualität

Stand: 30.06.2015; Quelle: Umweltbundesamt

Belastung der Bevölkerung durch Verkehrslärm nach Umgebungsrichtlinie
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Nachhaltigkeitsfelder in der Mobilität

Flächenverbrauch ist ein weiteres 
Schlagwort, das in den Kontext der 
Nachhaltigkeit gehört. Ein hoher 
Flächenverbrauch führt in Ballungs-
räumen zur weiteren Ausdehnung der 
bebauten Flächen und erhöht damit 
den Erschließungsaufwand und die 
zurückzulegenden Wegstrecken. 
Aber auch außerhalb der Ballungsräu-
me werden naturräumliche Zusam-
menhänge zunehmend zerschnitten, 
was nicht nur Auswirkungen auf 
Flora und Fauna hat, sondern auch 
den Erholungswert einer Landschaft 
deutlich reduziert. Auslöser für den 
hohen Flächenbedarf sind weniger 
Straßen ausbaumaßnahmen, sondern 
die Ausweisung neuer Wohn- und 
Gewerbegebiete.

Siedlungsausdehnung ist stets mit 
längeren Wegen verbunden, die Ver-
kehrswachstum, mehr Lärm, mehr Ab- 
gase und einen höheren Energiever-
brauch erzeugen. Damit einher geht 
ein Anstieg der Infrastrukturkosten, 
weil neue Straßen gebaut und unter-
halten werden müssen. Höhere Kos-
ten entstehen auch dem ÖPNV sowie 
den Menschen im Umland, die nun 
längere tägliche Arbeitswege zurück-
zulegen haben. Daher gilt es, beste-
hende Flächen besser zu nutzen.

Während der vergangenen 60 Jahre 
hat sich die Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche	in	Deutschland	mehr	als	
verdoppelt, oft zu Lasten von Wald- 
und	Ackerflächen.	Dieser	Trend	soll	
gestoppt werden. Auf europäischer 
Ebene wurde im Jahr 2011 durch 
die EU-Kommission das Flächenver-
brauchsziel Netto-Null für das Jahr 

2050 festgelegt und im Jahr 2012 
die Leitlinien zur Bodenversiegelung 
herausgegeben. Die Bundesregie-
rung hat sich deshalb in der Natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie das 
Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2020 die 
Neuinanspruchnahme von Flächen 
für Siedlungen und Verkehr auf 
30 ha/Tag zu verringern.

Um dem ausgegebenen Ziel der 
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
nachzukommen und eine grundle-
gende Trendwende bei der Flächen-
inanspruchnahme einzuleiten, muss 
der Fokus der Siedlungsplanung auf 
einer Stärkung der Innenentwicklung 
liegen. Konkret heißt das: Statt neue 
Wohn- und Gewerbegebiete vor den 
Toren der Stadt auf der „grünen Wie-
se“ auszuweisen, sollten auf verträg-
liche Art und Weise die Möglichkeiten 
zur Innenentwicklung durch Nutzung 
von	Brachflächen,	Schließung	von	
Baulücken und Verwendung von 
Leerständen ausgeschöpft werden. 
Die entsprechende Vorsorge ist in 
den Zielen der Stadtentwicklung zu 
verankern. Mit einem Flächenma-
nagement sollte auf kommunaler 
wie auch regionaler Ebene eine 

verbesserte Wirksamkeit im Umgang 
mit Fläche und Boden gewährleistet 
werden. Neben einer optimierten 
Flächennutzung geht es vor allem um 
eine Baulandbereitstellung, die sich 
integriert an ökologischen, ökonomi-
schen, sozialen und städtebaulichen 
Faktoren ausrichtet. Baulandentwick-
lungen im Außenbereich führen zu-
dem	häufig	zu	höheren	kommunalen	
Folgekosten, beispielsweise durch 
den aufwendigen Aufbau und Betrieb 
technischer und sozialer Infrastruk-
tur, als es bei einer Innenentwicklung 
der Fall wäre. Hier gilt es, eine besse-
re Kostentransparenz herzustellen, 
um Maßnahmen zur Innenentwick-
lung weiter zu befördern.

Förderprogramme und Finanzierungs-
hilfen sollten auf allen staatlichen 
Ebenen eine Bewertung und Anpas-
sung erfahren, um die Auswirkungen 
der Flächeninanspruchnahme zu 
reduzieren beziehungsweise um eine 
Innenentwicklung zu privilegieren. 
In den Landesentwicklungsplänen 
und Raumordnungsprogrammen ist 
der Vorrang der Innen- gegenüber 
der Außenentwicklung weitgehend 
verankert. 

2.4 Flächenverbrauch – zusammenhängende Freiräume erhalten 

Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche
Hektar pro Tag
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Verkehrsunfälle mit schwerem 
Personenschaden sind nicht nur mit 
hohem Leid verbunden, sie führen 
auch	zu	finanziellen	Verlusten	auf	
betrieblicher und volkswirtschaft-
licher Ebene. Daher ist es eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe,  
Unfälle mit fatalen Folgen zu ver-
meiden. Deshalb sind Kraftfahr-
zeuge und Verkehrswege möglichst 
fehlertolerant zu gestalten. Dass es 
mit der aktiven und passiven Fahr-
zeugsicherheit und der Sicherheit 
der Verkehrsinfrastruktur noch nicht 
bestens bestellt ist, zeigt die amtli-
che Unfallstatistik. 2014 verunglück-
ten in Deutschland 3.377 Personen 
tödlich im Straßenverkehr, 67.732 
wurden schwer verletzt. Innerorts 
waren 209.618 Unfälle mit Perso-
nenschaden zu registrieren, gegen-
über 2013 ein Anstieg von 5 %.

Auf Stadtstraßen ereignen sich die 
meisten Verkehrsunfälle. Hier sind 
die Komplexität der Verkehrsabläu-
fe und die Flächenkonkurrenz am 
größten. So ereigneten sich 2014 
im innerörtlichen Bereich 74 % aller 
polizeilich erfassten Verkehrsunfälle 

und 69 % aller Unfälle mit Personen-
schaden. Auch wenn innerorts die 
Unfälle	zumeist	glimpflich	ausgehen	
– 88 % verlaufen ohne Personen-
schaden und „nur“ 29 % aller tödlich 
Verunglückten im Straßenverkehr 
kommen auf Stadtstraßen ums Le-
ben – besteht bei tausend getöteten 
Verkehrsteilnehmern weiterhin hoher 
Handlungsbedarf. 

Besonders dramatisch ist, dass 
auf Stadtstraßen vor allem die 
schwachen Verkehrsteilnehmer zu 
Schaden kommen. So verunglückten 
dort im Jahr 2014 91 % aller Fahr-
radfahrer und 95 % aller Fußgänger. 
11 % aller tödlich verunglückten Pkw-
Fahrer wurden bei Unfällen innerhalb 
von Ortschaften getötet. Bei Fahrrad-
fahrern und Fußgängern lag dieser 
Anteil bei 60 % bzw. 70 %.

Der Stadtverkehr ist für Kinder und 
ältere Menschen besonders gefähr-
lich. Kinder haben erst zwischen 
dem achten und zehnten Lebensjahr 
eine einigermaßen gute Verkehrs-
kompetenz als Fußgänger entwickelt, 
auf dem Fahrrad dauert dies noch 

etwa zwei Jahre länger. Vorausset-
zung dafür ist eine durch Eltern 
und Schule angeregte Mobilitäts-
erziehung. Kinder sind deshalb in 
besonderem Maße auf eine sichere 
Verkehrsinfrastruktur, eine begleiten-
de Verkehrserziehung sowie auf vor-
zeitiges und regelmäßiges Training 
angewiesen. Im Jahr 2014 kamen 
32 Kinder (unter 15 Jahren) inner-
halb von Ortschaften ums Leben, 
davon 21 als Fußgänger und sechs 
als Fahrradfahrer.

Auch ältere Menschen werden von 
komplexen Verkehrssituationen 
teilweise überfordert. So steigt das 
Risiko für Ältere, bei einem Verkehrs-
unfall getötet oder schwer verletzt 
zu werden, mit zunehmendem Alter 
deutlich, was vor allem auf die er-
höhte Verletzlichkeit und den hohen 
Fußwegeanteil zurückzuführen ist. 
2014 verunglückten auf Deutsch-
lands Straßen 987 ältere Menschen 
(65 Jahre und älter) tödlich, dagegen 
nur 71 Kinder. Von den 34.022 in-
nerorts verunglückten Senioren war 
jeder Dritte ein Fahrradfahrer und 
jeder Fünfte ein Fußgänger.

2.5 Verkehrssicherheit – unversehrt unterwegs

Verunglückte im Straßenverkehr nach der Ortslage
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3. Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Mobilität

3.1 Demografischer Wandel – die Gesellschaft verändert sich

Als	demografischen	Wandel	be-
zeichnet man die Veränderung 
der Altersstruktur eines Landes. 
Deutschland wird geprägt von einer 
zunehmenden Überalterung der 
Bevölkerung.

Der	demografische	Wandel	wirkt	
sich besonders in den ländlich 
strukturierten Regionen Deutsch-
lands aus: Bevölkerungsrückgang, 
Überalterung sowie die Abnahme 
wohnortnaher Versorgungsmöglich-
keiten sind nur einige der Heraus-
forderungen, denen sich der länd-
liche Raum mit seinen vielfältigen 
regionalen Identitäten zu stellen 
hat. Für die Bewohner ländlicher 
Räume spielt die Sicherstellung 
ausreichender Mobilitätsoptionen 
eine zentrale Rolle – sei es für die 
Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben, für die tägliche Versorgung 
oder für die Erreichbarkeit von 
Ärzten und Apotheken. Um die 
Mobilität im ländlichen Raum zu si-
chern, sind jedoch gerade für ältere 
Personen Alternativen zum eigenen 
Autofahren erforderlich, da mehr als 
die Hälfte von ihnen keinen Pkw be-
sitzt. Weder der öffentliche Verkehr 
noch andere Mobilitätsangebote 
bieten bisher eine Alternative. Ein 
besonderer Fokus sollte daher auf 
dem privaten Mitnahmeverkehr lie-
gen, da dieser besonders akzeptiert 
ist. Potenziale liegen aber auch in 
der Etablierung von gewerblich orga-
nisierten Mitnahmeverkehren. Das 
fehlende Angebot des öffentlichen 
Nahverkehrs stellt ein grundsätzli-
ches Problem im ländlichen Raum 
dar. Für ein attraktives Bus- und 
Bahn-Angebot sind neue Finanzie-
rungsmöglichkeiten zu diskutieren. 
Auf dem Land bleibt das eigene 
Auto für junge Menschen ein Garant 
für Unabhängigkeit.

In den Großstädten wird das Auto 
weiterhin Verkehrsmittel Nummer 
eins bleiben, wenngleich die Nutzer 
immer	später	in	„autoaffine	Lebens
situationen“ kommen. Dies ist 
spätestens dann der Fall, wenn 
der Berufseinstieg erfolgt bzw. die 
Gründung einer Familie die Anschaf-
fung eines privaten Pkw notwendig 
erscheinen lässt. Insgesamt ist der 
Trend erkennbar, dass insbesondere 
junge	Erwachsene	immer	häufiger	
multimodal unterwegs sind und zu-
nehmend Busse, Bahnen, Fahrräder 
und Carsharing-Fahrzeuge nutzen. 
Neben diesem neuen Pragmatis-
mus bei der Verkehrsmittelwahl 
gewinnt auch die Lust am Teilen 
zunehmend an Bedeutung. Das 
bekannteste Beispiel für Sharing-
Angebote im Straßenverkehr stellt 
Carsharing dar, das neben dem 
klassischen Angebot heute eine 
große Bandbreite einnimmt, die 
vom stationslosen Carsharing bis 
hin zum privaten Carsharing reicht. 
Noch weitgehend unbekannt ist das 
Teilen von privaten Stellplätzen über 
entsprechende Vermittlungsplatt-

formen. In die gleiche Richtung geht 
der Aufbau von Fahrradverleihsys-
temen.

Die Schlüsseltechnologie für das 
Teilen von Gütern und die „Mobilität 
2.0“ stellt die Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IKT) 
dar. Hier nimmt das Smartphone 
eine immer wichtigere Rolle für die 
Bewältigung der täglichen Mobili-
tätsansprüche ein. Was den ÖPNV 
betrifft, werden zum einen Fahrten 
attraktiver, da die Fahrzeit zum 
Arbeiten, Spielen oder Kommunizie-
ren genutzt werden kann. Zum 
anderen werden die Reiseplanung 
und der Ticketerwerb erleichtert. 
Letztlich sind Smartphones Voraus-
setzung, um auch ohne Pkw-Besitz 
an der Automobilität teilhaben zu 
können (v. a. über die Buchung von 
flexiblen	CarsharingAngeboten).	Mit	
der passenden Smartphone-App 
wird das Carsharing-Auto gesucht, 
das Leihfahrradschloss geöffnet, 
der Abfahrtszeitpunkt der U-Bahn 
abgefragt und der kürzeste Weg 
nach Hause angezeigt.
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3.2 Regional- und Stadtentwicklung – Vorgaben für die Mobilität

3.2.1 Regionalentwicklung – Mobilität im Umland

Viele Menschen organisieren ihren 
Alltag nach persönlichen Präferen-
zen und legen dabei große Entfer-
nungen zurück. Dies ist auf Dauer 
nicht nachhaltig und stellt ange-
sichts	der	starken	Verflechtung	der	
Städte mit ihrem Umland eine gro-
ße Herausforderung für beide dar. 
Dabei sind nicht nur die Gemeinden 
im Umland von ihrem Zentrum 
abhängig, sondern auch die Städte 
von ihrem Umland. Die Herausfor-
derung für die Verkehrsplanung 
besteht darin, diese Abhängigkeiten 
zu erfassen und in Gesamtkonzepte 
für eine nachhaltige Mobilität 
ein zubinden. Vernetztes Denken 
zwischen einer Stadt und ihrer Regi-
on darf nicht zuerst eine Frage der 
Finanzierungsverantwortung sein. 
Im Vordergrund müssen umsetzbare 
Lösungen zum Ausgleich der unter-
schiedlichen Interessen stehen. 

Viele Regionen haben sich zwi-
schenzeitlich zu Zweckverbänden 
zusammengeschlossen. Diese 
stellen die interkommunale Ab-
stimmung wie auch den Interes-
senausgleich zwischen Stadt und 
Region sicher. Die Organisation und 
Vernetzung von Mobilität in Stadt 
und Region einschließlich der Ver-
antwortung als Aufgabenträger für 
den ÖPNV ist vielfach eine zentrale 
Aufgabe dieser Zweckverbände. 

In einigen Regionen ist ein deutli-
cher Trend zurück in die Innenstäd-
te zu erkennen. Dieser trägt dazu 
bei, die täglich zurückzulegenden 
Wege zu verkürzen. Alternativen 
zum eigenen Fahrzeug werden da-
mit attraktiver. Solange sich diese 
Bevölkerungszuwächse aus dem 
Umland der Großstädte speisen, 

ist der Trend auch unter Nachhal-
tigkeitsaspekten zu begrüßen. Ist 
jedoch eine Entleerung ländlicher 
Räume die Folge, kann das die be-
stehenden Versorgungsstrukturen 
in Frage stellen und dazu beitragen, 
auch das ÖPNV-Angebot zu schwä-
chen. Hier die richtige Balance zu 
finden,	ist	nur	im	Rahmen	einer	
abgestimmten Regionalentwicklung 
möglich. 

Koordinierte Verkehrs- und Sied-
lungsplanung darf deshalb nicht 
an der eigenen Gemeindegrenze 
enden, sondern muss die Belan-
ge von Pendlern wie Anwohnern 
„grenzüberschreitend“ berücksich-
tigen, zum Beispiel im Rahmen der 
Planungsprozesse von Gewerbe-, 
Ausbildungs-, Freizeit- und Wohn-
standorten. Regionale Ansatzpunk-
te für eine nachhaltige Mobilität 
sind:
K  Verringerung der Verkehrsnach-

frage: Gefordert sind stadt- und 
regionalplanerische Ansätze, wel-
che die polyzentrischen Struktu-
ren in einer Region unterstützen. 
Weitere Schwerpunkte sind die 

Förderung von Fahrgemeinschaf-
ten und betrieblichem Mobilitäts-
management.

K  Verringerung des motorisierten 
Individualverkehrs: Eine regional 
abgestimmte Parkraumbewirt-
schaftung trägt dazu bei, Konkur-
renzen zwischen benachbarten 
Standorten zu vermeiden. Im 
Bereich des Güterverkehrs kann 
die Ausweisung eines regionalen 
Vorrangnetzes über umweltver-
trägliche Routen zur Verkehrsver-
minderung beitragen.

K  Förderung des Umweltverbunds: 
Zentrale Aufgaben sind der Aus-
bau des regionalen ÖV-Angebots 
auf den Hauptachsen und eine 
stärkeren Vernetzung in der Flä-
che. Eine verbesserte regionale 
Abstimmung der Nahverkehrsplä-
ne kann einen weiteren Beitrag 
leisten. 

K  Intermodalität fördern: Hierzu 
gehört der Ausbau von P+R- und 
B+R-Anlagen an bedeutenden  
ÖV-Haltestellen. 

S-Bahnen als Rückgrat des Regionalverkehrs
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3.2.2 Stadtentwicklung – Stadt der kurzen Wege

Die Stadt der kurzen Wege ist ein 
Leitbild der Stadt- und Verkehrspla-
nung, das sich in den 1990er-Jahren 
aus der Diskussion um eine nach-
haltige Stadtentwicklung entwickelt 
hat. Die drei Wesensmerkmale einer 
solchen Stadt sind eine kleinteili-
ge Nutzungsmischung, eine hohe 
Bebauungsdichte und hochwertige 
öffentliche Räume. Nachhaltig ist 
dieser Stadttypus dadurch, dass 
aufgrund relativ kurzer Distanzen 
viele Wege zu Fuß oder mit dem 
Fahrrad zurückgelegt werden können 
und wenig Fläche verbraucht wird. 
Das Leitbild lässt sich nicht nur auf 
innerstädtische Bestandsquartiere 
(Stadterneuerung), sondern auch auf 
Brachflächen	(Stadtumbau)	und	Neu-
bauvorhaben am Stadtrand (Stadt-
erweiterung) anwenden. Es wirkt der 
Suburbanisierung entgegen, indem 
polyzentrische Siedlungsstrukturen 
(Subzentren) gestärkt werden.  

Nahmobilität darf nicht allein auf die 
verkehrlichen Aspekte reduziert wer-
den, sondern muss auch mit Fragen 
des Städtebaus, der Grüngestaltung 
und der Ausstattung der Quartiere 
mit Versorgungseinrichtungen ein-
hergehen. Damit trägt die bauliche 
Umsetzung einer Stadt der kurzen 
Wege zu einer veränderten Verkehrs-
mittelwahl bei und führt zu einer 
reduzierten Flächenneuinanspruch-
nahme. Die Stadt der kurzen Wege 
eröffnet darüber hinaus die Nutzung 
weiterer vielfältiger Synergien.

Zu einem gesunden Leben gehört 
auch körperliche Bewegung. Kör-
perlich aktive Mobilität ist nicht nur 
praktische Herz-Kreislauf-Prophylaxe, 
sondern dient auch der Stressbewäl-
tigung und einer höheren Kreativität. 

Anstatt sich die nötige Bewegung 
im Fitness-Center zu erkaufen, kann 
man sie auch in die alltäglichen 
Wege integrieren. Eine Stadt der kur-
zen Wege, die ausreichende Ziele im 
Nahbereich bietet und zur Mobilität 
zu Fuß und mit dem Fahrrad einlädt, 
hat damit auch einen Gesundheits-
effekt, der die Unfallrisiken mehr als 
kompensiert. 

Primär bezieht sich Nahmobilität auf 
Einkaufs-, Freizeit- und Schulwege, 
kann aber auch auf den Berufsver-
kehr bezogen sein. Letztlich spielt 
auch die Fortbewegung mit dem 
Auto oder mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln eine Rolle für die kleinräumli-
che Erreichbarkeit im Quartier, insbe-
sondere vor dem Hintergrund des 
demografischen	Wandels	mit	einer	
wachsenden Anzahl an Menschen 
mit Gehbehinderungen und sonsti-
gen Mobilitätseinschränkungen. 

Damit Autoverkehr nur in Maßen 
stattfindet,	wird	das	Parken	im	

Straßenraum	häufig	auf	die	Bewoh-
ner und wenige Kurzzeitparkstände 
für Besucher beschränkt. Einige Pro-
jekte gehen einen Schritt weiter mit 
dem Ziel, autoarme Stadtquartiere 
zu errichten. Einige Konzepte zielen 
sogar auf den völligen Ausschluss 
von Autos ab. Einen besonderen 
Stellenwert hat dabei die Qualität 
der öffentlichen Räume. Schließlich 
soll nicht nur das zu Fuß gehen und 
Fahrrad fahren attraktiv sein, son-
dern auch das Wohnen und Verwei-
len. Geeignete Gestaltungselemente 
sind	hierbei	Mischverkehrsflächen,	
Straßenbegrünung und entsprechen-
des Straßenmobiliar.
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Abgangszeiten zum jeweiligen Verkehrsmittel definiert = Schnittpunkt mit der y-Achse.  
Quelle: UBA-Fachschätzung; Juli 2014

„Französisches Viertel“ Tübingen: Kompaktheit, funktionale 
Vielfalt und Aufenthaltsqualität – Voraussetzungen einer 
Stadt der kurzen Wege
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3.3 Anforderungen an den Straßenraum – viele Ansprüche unter einem Hut

3.3.1  Straßenraumgestaltung – Aufenthalt braucht Qualität

Lange Zeit wurden Straßenräume 
primär unter verkehrlichen Aspek-
ten optimiert, wobei der Fokus auf 
dem Kfz-Verkehr lag. Inzwischen gilt 
jedoch das Verfahren der städtebau-
lichen Bemessung als etabliertes 
Entwurfsprinzip für Stadtstraßen. 
Damit wird auch den Belangen 
der Fußgänger, Fahrradfahrer und 
schwächeren Verkehrsteilnehmer 
Rechnung getragen. Im Zuge der Re-
naissance der Innenstädte erleben 
Straßen und Plätze zunehmend eine 
Aufwertung von der reinen Verkehrs-
fläche	zu	Aufenthalts,	Kommunika-
tions- und Spielräumen. 

Straßenräume als Lebensräume zu 
planen, verlangt daher eine enge 
Abstimmung von Stadt- und Land-
schaftsplanern mit Verkehrs- und 
Straßenbauingenieuren. Nur dann 
lassen sich verkehrliche, stadtge-
stalterische, soziale, ökologische 
und wirtschaftliche Ansprüche ab-
wägen, um konsensfähige Lösungen 
zu	finden.	Da	es	die	Bürger	sind,	die	
sich mit ihren Straßen und Plätzen 
identifizieren	müssen,	ist	deren	

Beteiligung am Entwurfsprozess 
eine wichtige Voraussetzung für den 
Erfolg der geplanten Maßnahmen. 

Vor der Beschäftigung mit Ent-
wurfs- und Gestaltungsfragen ist 
es notwendig, die funktionalen 
Anforderungen an den Straßenraum 
zu ermitteln. Hier sind verkehrliche 
Aspekte genauso zu berücksichti-
gen wie Ansprüche der Wirtschaft, 
Ökologie und Versorgungstechnik. 
Zudem gilt es, auch immaterielle 
Nutzungsansprüche (z.B. soziale 
Brauchbarkeit, Orientierung) und 
historische Bezüge (z.B. Proportio-
nen, Baumaterialien, Beleuchtung, 
Sichtbeziehungen) zu beachten. 

Dazu erfolgt der Entwurf des Stra-
ßenraumes „von außen nach 
innen“. Im ersten Schritt werden 
die erforderlichen Flächen für die 
Randnutzungen sowie für den 
Fuß- und Fahrradverkehr bestimmt 
und in ein angestrebtes Proporti-
onsverhältnis gesetzt. Daraus wird 
die erforderliche Seitenraumbreite 
ermittelt. Zieht man diese von der 

Straßenraumbreite ab, erhält man 
die städtebaulich verträgliche Breite 
der Fahrbahn. Zuletzt wird diese mit 
der verkehrstechnisch notwendigen 
Fahrbahnbreite abgeglichen. Im Fall 
von	Nutzungskonflikten	ist	verstärkt	
die verträgliche Mehrfachnutzung 
von Flächen zu prüfen (z.B. Schutz-
streifen statt Radwege).

Shared Space ist eine neue Pla-
nungsphilosophie für den öffentli-
chen Straßenraum. Sie stellt die 
Fähigkeit der Verkehrsteilnehmer 
in den Vordergrund, bei langsamen 
Fahrgeschwindigkeiten statt „zentral 
gesteuert“ respektvoll nach  
§ 1 StVO miteinander umzugehen. 
Sie zielt darauf ab, den Straßen-
raum städtebaulich aufzuwerten, 
die Ansprüche aller Nutzergruppen 
angemessen zu berücksichtigen, 
die Funktionalität der Straße über 
die reine Verkehrsfunktion hinaus zu 
stärken und die Rücksichtnahme der 
Verkehrsteilnehmer untereinander zu 
verbessern. Erreicht werden soll dies 
durch die Schaffung selbsterklä-
render Straßenräume auf zentralen 
städtischen Straßen und Plätzen. 
Voraussetzung ist die Aufhebung des 
Trennungsprinzips der Verkehrsar-
ten.	Dazu	werden	alle	Verkehrsflä-
chen – vorzugsweise Platzbereiche 
– weich separiert oder durchgehend 
gepflastert	und	damit	für	jedermann	
zugänglich gemacht. Die optische 
Dominanz der Fahrbahn wird damit 
gebrochen und eine Querung an be-
liebiger Stelle ermöglicht. Durch die 
Niveaugleichheit	der	Verkehrsflächen	
und den Verzicht auf Verkehrszei-
chen müssen die Verkehrsteilneh-
mer Sichtkontakt aufnehmen und ihr 
Verhalten aufeinander abstimmen.

Umgestaltung „Harras“ in München: Ein Verkehrsknotenpunkt wird zu einem Platz mit hoher Aufenthaltsqualität
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Barrierefreiheit ist kein Thema, 
das nur körperlich Eingeschränkte 
betrifft. Als mobilitätseingeschränkt 
gelten auch Nutzer von Rollatoren, 
Senioren, werdende Mütter, Klein-
kinder, Reisende mit Gepäck oder 
Fahrgäste des ÖPNV, sofern sie mit 
Einkaufstaschen, Kinderwagen oder 
Fahrrad unterwegs sind. Menschen 
mit Behinderungen werden seit Ver-
ankerung des Benachteiligungsver-
bots im Grundgesetz im Jahr 1994 
besonders geschützt. In Artikel 3, 
Absatz 3 heißt es: „Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benach-
teiligt werden“. Konkreter wird das 
Behindertengleichstellungsgesetz 
(2002) durch die Forderung nach 
Herstellung von Barrierefreiheit in 
den Bereichen Bau und Verkehr. 

Einen Schub hat die Diskussion um 
Inklusion durch das „Übereinkom-
men über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen“ erhalten. Es ist 
ein Menschenrechtsübereinkommen 
der Vereinten Nationen, das am 13. 
Dezember 2006 von der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationen 
beschlossen wurde und am  
3. Mai 2008 in Kraft getreten ist. 
Die UN-Behindertenrechtskonvention 
beinhaltet eine Vielzahl spezieller, 
auf die Lebenssituation behinderter 
Menschen abgestimmte Regelun-
gen. Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist diesem Übereinkommen 
beigetreten und hat einen „Nationa-
len Aktionsplan der Bundesregierung 
zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention“ erstellt. 

Straßenräume sind grundsätzlich 
so zu entwerfen, dass die Teilhabe 
am öffentlichen Leben für möglichst 
viele Menschen in der allgemein 
üblichen Weise ohne besondere 
Erschwernis möglich ist („Design für 
Alle“). Die Herausforderung für die 
Planung besteht darin, die teilwei-
se konkurrierenden Anforderungen 
der einzelnen Behindertengruppen 
an Barrierefreiheit miteinander in 
Einklang zu bringen. Was Blinden 
dienen kann, kann für Menschen im 
Rollstuhl hinderlich sein. So orien-

tieren sich Blinde an den Grundin-
formationen „Gehe“, „Achtung“ und 
„Stopp“. Dazu nutzen sie Kanten, 
Borde und Zusatzsysteme, die ande-
rerseits Menschen im Rollstuhl die 
Fortbewegung erschweren.

Mobilitätseingeschränkte haben 
höhere Ansprüche an Gehwege als 
nicht behinderte Fußgänger. Gehwe-
ge sollten deshalb gut begehbar  
(z. B. durch Bordsteinabsenkungen), 
ausreichend breit und hindernisfrei 
sein sowie möglichst geringe Längs- 
und Querneigungen aufweisen. Auf 
Barrierefreiheit ist aber auch im Kfz-
Verkehr zu achten. Menschen mit 
Mobilitätseinschränkungen sind in 
besonderem Maße auf ausreichend 
breite Stellplätze angewiesen. 

Zielkonflikte	resultieren	auch	aus	
dem Spannungsbogen, der sich 
zwischen barrierefreier Straßenraum-
gestaltung und den Anforderungen 
von Städtebau und Denkmalschutz 
ergibt.	Auflösen	lassen	sich	diese	
durch eine übergreifende Planung, 
Beteiligung der Betroffenen, intensi-
ve Öffentlichkeitsarbeit und Sensibi-
lisierung der Planer. 

Über § 8 (3) Personenbeförderungs-
gesetz (PBefG) ist die Inklusion in 
den Nahverkehrsplänen fest veran-
kert. Danach soll bis zum Jahr 2022 
eine vollständige Barrierefreiheit im 
öffentlichen Personennahverkehr 
erreicht werden. Die Bedeutung des 
Begriffs „vollständig“ für die Praxis 
ist	noch	nicht	abschließend	defi-
niert. Auch ist noch offen, welche 
Ausnahmen im Nahverkehrsplan 
konkret benannt und begründet 
werden dürfen.

3.3.2  Barrierefreiheit – Inklusion im Verkehrsbereich

Blindenleitsysteme ermöglichen neben der Orientierung ein sicheres Ein- und Aussteigen
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Darüber hinaus ist die Berücksich-
tigung von Behindertenbelangen in 
der Praxis eine weit verbreitete För-
dervoraussetzung. Deshalb sind Hal-
testellen des ÖPNV bereits vielerorts 
barrierefrei. Dazu zählen vor allem 
Ein- und Ausstiege mit geringer Rest-
stufenhöhe und Spaltbreite zwischen 
Wartefläche	und	Fahrzeugboden,	
Bodenindikatoren	zum	Auffinden	der	
Haltestellen und Einstiegsbereiche, 
gut lesbare und akustisch deutlich 

wahrnehmbare Fahrgastinformatio-
nen sowie benutzerfreundliche 
Fahrscheinautomaten. Auch beim 
Fuß- und Radverkehr müssen barri-
erefreie Einrichtungen systematisch 
und netzhierarchisch entwickelt 
werden. Je höher die Bedeutung der 
Einrichtung, desto dringender ist die 
Umsetzung solcher Maßnahmen.

Barrierefreiheit als Voraussetzung der Teilnahme aller 
Personengruppen am städtischen Leben

3.4  Erhalt der Verkehrsinfrastruktur – eine Herausforderung für die Kommunen

Eine zunehmende Herausforderung 
für Städte und Gemeinden liegt im 
Erhalt der Verkehrsinfrastruktur. 
Straßen, Schienen und Brücken 
sind vielfach in die Jahre gekom-
men. Sie unterliegen einer stetigen 
Abnutzung	durch	Witterungseinflüs-
se, Aufbrüche oder Verkehrsbelas-
tungen. Unterhaltungs- und Instand-
setzungsmaßnahmen müssen 
zeitgerecht durchgeführt werden. 
Ansonsten sinkt die tatsächliche 
Nutzungsdauer der Verkehrsanlagen 
rapide und eine vorzeitige grundle-
gende Erneuerung wird notwendig.

Nach dem Neubau oder der Erneu-
erung einer Straße ist von einer 
Nutzungsdauer von mindestens 
30 Jahren auszugehen. Im Regel-
fall werden Erhaltungsmaßnah-
men jedoch erst zu einem späten 
Zeitpunkt realisiert. Dies bedingt 
einen großen Erneuerungsbedarf 
mit tiefgreifenden Maßnahmen 
und entsprechend hohen Kosten. 
Besser wäre dagegen ein Eingrei-
fen zu einem früheren Zeitpunkt, 
wenn infolge intensiver Nutzung 
bereits	erste	Oberflächenschäden	
(z. B. Risse, Ausbrüche) entstanden 
sind. Wird dann anstatt punktuel-

ler Reparaturen eine Instandset-
zungsmaßnahme im Bereich der 
Verschleißschicht durchgeführt  
(z. B. Erneuerung der Deckschicht), 
ist von einer Verlängerung der Nut-
zungsdauer auszugehen. Gesamt-
wirtschaftlich betrachtet ist dies die 
deutlich bessere Lösung. 

Wird bei aufkommendem Instand-
setzungsbedarf nicht rechtzeitig 
in die Erhaltung investiert, steigen 
der Erhaltungsbedarf und damit die 
Instandhaltungskosten rasant an. 
Das dauerhaft zu vermeiden, muss 
Ziel eines systematischen Erhal-
tungsmanagements bei Straßen- 
und Schieneninfrastruktur sein.

Ein besonderes Problem stellt der 
Straßengüterverkehr dar. Mit der 
Zunahme des Schwerlastverkehrs 
potenziert sich die Druckbelastung 
auf die Fahrbahndecken. Ein vier-
achsiger 30-Tonner schädigt eine 
Fahrbahndecke mehr als 130.000-
mal so stark wie ein Pkw. Die Ab- 
nutzung durch Pkw ist demgegen-
über vernachlässigbar.

Neben Erhaltungsmaßnahmen müs-
sen notwendige Um- und Ausbau-

maßnahmen durchgeführt werden, 
die den privaten, gewerblichen und 
öffentlichen Verkehr zukunftssi-
cher weiterentwickeln. Um solche 
Maßnahmen	zu	finanzieren,	ist	die	
Beibehaltung von Investitionshilfen 
durch Bund und Länder notwendig. 
In der Föderalismusreform wurde 
ein Auslaufen der für die Verbes-
serung der Verkehrsverhältnisse in 
den Kommunen zweckgebundenen 
Mittelzuweisungen des Bundes  
(Entflechtungsmittel)	zum	Jahr	
2018 beschlossen. Dies schafft 
große Planungsunsicherheit bei 
den Kommunen. Die Diskussion 
um	die	Zukunft	der	Entflechtungs-
mittel über das Jahr 2019 hinaus 
muss das Ziel haben, die Infrastruk-
tur in den Kommunen dauerhaft 
zu sichern. Für den öffentlichen 
Personennahverkehr gilt dies im 
Besonderen, da hier die Planungs- 
und Umsetzungszeiträume (z.B. bei 
Stadt- und Straßenbahnprojekten) 
langfristige Planungssicherheit 
verlangen. Allerdings erschwert 
die Vielfalt der Finanzierungs- und 
Fördermittel sowie der Mittelemp-
fänger es, den genauen Bedarf zu 
schätzen und den Mitteleinsatz 
gezielt zu planen. Abhilfe könnte die 
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So nicht! Straßenerhaltungsmaßnahmen müssen systematisch und rechtzeitig durchgeführt werden

Zuweisung der unterschiedlichen 
Landes- und Bundesmittel an die 
Aufgabenträger über ein einheitli-
ches Finanzierungsinstrument auf 
Länderebene schaffen.

Strategische Erhaltungsplanung be-
deutet auch, dass eine eingehende 
Zustandserfassung und -bewertung 
erfolgt. Dabei sollten sicherheits-, 

substanz- und umweltrelevante  
Aspekte die Basis einer objektiven 
Bewertung	der	Verkehrsflächen	
bilden. Daraus können Erhaltungs-
maßnahmen und künftiger Kosten-
aufwand abgeleitet werden. Dies 
ermöglicht der Verwaltung, in Ab-
stimmung mit Leitungsträgern, wie 
der Stadtentwässerung oder  
Telekommunikation den Zeitpunkt 

für eine Gesamterneuerung der 
Straße und Leitungen festzulegen. 
Die Einführung einer systemati-
schen Straßenerhaltung ermöglicht 
es zudem, Zustandskarten zu 
entwickeln. Sie sind eine wichtige 
Basis für die Politik, um über die 
Bereitstellung von Finanzmitteln 
entscheiden zu können. 

Neuzustand

guter Zustand

schlechter Zustand

Erneuerungsbedarf

Zeit

Qualität

Quelle: Großmann, A. Nutzung von Zustandsdaten für ein kommunales Erhaltungsmanagement. KomCom Süd. Karlsruhe, 2010

zeitgerechte Unterhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen

unterlassene Erhaltung kann zu vorzeitigem grundhaften Erneuerungsbedarf führen

Erhaltungsstrategien
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4.1  Motorisierter Verkehr – neue Strategien notwendig

4.1.1  Peak Oil – neue Energieträger für morgen

4. Bausteine einer nachhaltigen Mobilität

Alternative Antriebe wie Elektro- 
oder Wasserstoffmotoren stehen 
aufgrund der Umweltproblematik 
sowie mittelfristig abnehmender 
und langfristig endender fossiler 
Kraftstoffe zunehmend im Fokus 
der Automobilentwicklung.

Elektroantriebe sind nur dann nach-
haltig, wenn der Strom aus rege-
nerativen Energiequellen stammt. 
Die Belastung der Umwelt mit 
Schadstoffen ist – zumindest lokal 
– deutlich geringer als bei konven-
tionellen Antrieben. Für den Nutzer 
sind	zwar	die	flexiblen	Kosten	nied-
riger, nachteilig sind hingegen die 
hohen Anschaffungskosten und die 
geringen Reichweiten der Fahrzeuge 
mit derzeit maximal 150 km. Damit 
kann aber zumindest die Mehrheit 
der Fahrten innerhalb von Städten 
zurückgelegt werden. 

Der Antrieb mit Wasserstoff ist 
grundsätzlich sinnvoll, benötigt aber 

noch Zeit bis zur Großserie. Wie 
bei Elektrofahrzeugen lässt sich 
hier lokale Emissionsfreiheit errei-
chen. Problematisch ist allerdings, 
dass Wasserstoff nur unter sehr 
hohem Energieeinsatz gewonnen 
werden kann. Hier besteht eine 
Gemeinsamkeit mit elektrischen 
Antrieben: Nur wenn der benötigte 
Strom aus regenerativen Quellen 
stammt, entsteht ein Umweltvorteil, 
da sonst vor allem der Ausstoß 
von CO2 deutlich über den Werten 
der fossilen Kraftstoffe liegt. Hinzu 
kommt auch hier die Frage nach der 
Reichweite, da es bisher nur sehr 
wenige Wasserstofftankstellen in 
Deutschland gibt.

CNG (Compressed Natural Gas), 
also der Antrieb mit Erdgas, ist 
eine Technologie, die sich schon 
heute als praktikabel und nach-
haltig darstellt – vor allem, wenn 
man statt fossilem CNG „grünes“ 
Biomethan verwendet, das quali-

tativ keine Einbußen bedeutet und 
zudem unkompliziert in das Erdgas-
netz eingespeist werden kann. Der 
Anschaffungspreis der Fahrzeuge 
liegt im Bereich von Benzin- oder 
Dieselmotoren, der Kraftstoff ist 
allerdings deutlich günstiger. Auch 
ist die Reichweite mit mehr als 
400 km nahezu im Bereich fossiler 
Antriebe. Allerdings ist die Tank-
stellendichte mit knapp über 900 
Stationen deutlich geringer als bei 
konventionellen Kraftstoffen. Antrie-
be mit Autogas (LPG) stellen eine 
weitere Antriebsart dar. Autogas ist 
zwar an jeder dritten Tankstelle in 
Deutschland verfügbar, bietet aber 

Taxiflotten als „Treiber“ umweltfreundlicher Antriebe

Elektroauto: besonders gut geeignet für  
kurze städtische Distanzen
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4.1.2 Stadtgeschwindigkeit – angemessen schnell unterwegs

Innerorts gilt als Regelgeschwindig-
keit 50 km/h. Die meisten Städte 
haben zwischenzeitlich in ihren 
Wohngebieten mehr oder weniger 
flächendeckend	Tempo30Zonen	
eingerichtet, sodass 50 km/h 
überwiegend auf Verkehrsstraßen 
und	Straßen	mit	unempfindlichen	
Nutzungen	zu	finden	sind.	Insbe-
sondere die gerade bei diesem 
Straßentyp durch die hohe Kfz-Ver-
kehrsbelastung verursachten Lärm-
belastungen führen zunehmend 
zu der Forderung, auch auf diesen 
Straßen die zulässige Höchstge-
schwindigkeit herunterzusetzen. In 
städtebaulich sensiblen Bereichen 
kann eine Geschwindigkeitsreduzie-
rung nach § 45 StVO zum Schutz 
der Wohnbevölkerung angeordnet 
werden. Hierfür ist von der Straßen-
verkehrsbehörde für jeden Abschnitt 
im Zuge einer Einzelfallprüfung zu 
untersuchen, ob die Voraussetzun-
gen des § 45 StVO erfüllt sind. 
Höchstrichterliche Entscheidungen 
sind dabei einzubeziehen.

Die zum Teil weit über 70 dB(A) 
tagsüber oder 60 dB(A) nachts 
liegenden Schallpegel führen immer 
häufiger	dazu,	dass	Straßenver-
kehrsbehörden einer Anordnung 
von 40 km/h oder 30 km/h als 
zulässige Höchstgeschwindigkeit 
zustimmen. Die Durchführung 
dieser Einzelfallprüfung ist nicht nur 
sehr aufwendig, sondern es be-
steht auch die Gefahr, dass in der 
Summe der Einzelanordnungen die 
Funktion des Vorrangnetzes in Frage 
gestellt wird bzw. die Akzeptanz für 
die Anordnungen bei den Kraftfah-
rern sinkt. 

Um dieser Gefahr zu begegnen, 
kann die Aufstellung eines Stadt-
geschwindigkeitskonzepts sinnvoll 
sein.	Dort	fließen	neben	Lärmmin-
derungs- und Luftreinhalteaspekten 
weitere Kriterien ein, wie etwa das 
Unfallgeschehen, die Führungsform 
des Fahrradverkehrs, Auswirkungen 
auf den ÖPNV, mögliche Verdrängun-
gen des Kfz-Verkehrs in das Neben-

netz oder soziale Nutzungsansprü-
che an den Straßenraum. 

Grundlage eines Stadtgeschwindig-
keitskonzeptes bildet das Vorrang-
netz, das beispielsweise auf Basis 
der Richtlinien für integrierte Netz-
gestaltung (RIN) festgelegt werden 
kann. Anhand der zuvor genannten 
Kriterien kann geprüft werden, für 
welche Straßenabschnitte außer-
halb des Vorrangnetzes eine 
geringere Höchstgeschwindigkeit 
als 50 km/h sinnvoll ist. Bei Bedarf 
kann in ein Stadtgeschwindigkeits-
konzept auch ein umweltsensitives 
Verkehrsmanagement integriert 
werden,	das	flexibel	auf	überhöhte	
Lärm- oder Luftbelastungswerte 
reagiert. Auch das Bundesver-
waltungsgericht fordert in seinen 
Urteilen als eine Voraussetzung für 
eine Reduzierung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit ein Gesamt-
konzept, das von den zuständigen 
Gemeindegremien verabschiedet 
wurde. Ein gutes Verkehrsmanage-

weniger Umweltvorteile als Erdgas. 
Außerdem ist es teurer, was auf 
Grund	der	unterschiedlichen	Effizi-
enz der Kraftstoffe aber nicht immer 
unmittelbar ersichtlich ist. 

Der Hybridantrieb kombiniert zwei 
Motoren, nämlich einen Benzin- oder 
Dieselmotor mit einem Elektromotor. 
Bis zu einer vollständig regenerati-
ven Mobilität können Hybridantriebe 
die Brückentechnologie darstellen. 
Durch eine intelligente Steuerung 
wird hierbei derjenige Motor genutzt, 
der für die aktuelle Fahrsituation 
am effektivsten ist. Die geringe 

Reichweite des Elektroantriebs wird 
bei Bedarf durch Benzin oder Diesel 
ergänzt, Ladezeiten spielen damit 
nur noch eine untergeordnete Rolle. 
Da auf kurzen Strecken der Elektro-
motor zum Einsatz kommt, ist die 
Fortbewegung lokal emissionsfrei. 

Auch konventionelle Verbrennungs-
motoren können einen kleinen Bei-
trag zur Nachhaltigkeit leisten, etwa 
wenn sie mit Biokraftstoffen betrie-
ben werden. Allerdings muss dann 
gewährleistet sein, dass negative 
Umweltauswirkungen (z. B. Rodung 
von Regenwald) vermieden werden. 

Literaturempfehlung
•  Deutsche Energie-Agentur (dena) 

(2013): Hintergrundpapier Ener-
gieverbrauch und Energieträger im 
Straßenverkehr bis 2025. 

•  BMVBS [Hrsg.] (2013): Die Mobi-
litäts- und Kraftstoffstrategie der 
Bundesregierung (MKS) - Energie 
auf neuen Wegen.
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ment kann die Lärm- und vor allem 
die Schadstoffbelastung deutlich 
verringern. Dabei ist es weniger 
eine Änderung der angeordneten 
Höchstgeschwindigkeit, die zur Wirk-
samkeit beiträgt, sondern vielmehr 
ein	flüssigerer	Verkehr	mit	weniger	
Verkehrsstörungen durch Abbrems- 
und Beschleunigungsvorgänge.

Die Reduzierung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit	wird	häufig	
als eine kostengünstig umzuset-

zende Maßnahme bezeichnet, 
weil zumeist nur Kosten durch die 
Aufstellung der Verkehrszeichen 
entstehen. Das gilt jedoch lediglich 
für einfache Netze in Klein- und 
Mittelstädten oder einzelnen Orts-
teilen. Eingriffe in die Steuerung 
der Lichtsignalanlagen oder in die 
ÖPNV-Beschleunigung treiben die 
Kosten dagegen deutlich in die 
Höhe. Vor allem in komplexen, groß-
städtischen Netzen sind deshalb 
häufig	nur	wenige	Straßen	für	eine	

schnelle und kostengünstige Um-
setzung geeignet. Auch hier trägt 
ein Stadtgeschwindigkeitskonzept 
dazu bei, notwendige Maßnahmen 
rechtzeitig in laufende Planungen 
einfließen	zu	lassen.

Literaturempfehlung
•  FGSV [Hrsg.] (2015): 210/3, 

Wirkung von Maßnahmen zur  
Umweltentlastung – Teil 1:  
Stadtgeschwindigkeitskonzepte 
und Tempo 30. Köln.

Verkehrsentwicklungsplan als 
optimaler Rahmenplan für ein 
Stadtgeschwindigkeitskonzept 

Quelle:  
Freie Hansestadt Bremen

4.1.3 Städtischer Güterverkehr – neue Lösungen sind gefordert

Die umweltfreundliche, effektive und 
bedarfsgerechte Belieferung von 
urbanen Räumen bildet einen zen-
tralen Baustein einer nachhaltigen 
Mobilität in Städten. Der städtische 
Güterverkehr trägt trotz niedrigerer 
Fahrleistung im Vergleich zum pri-
vaten Personenverkehr erheblich zu 
den städtischen Umweltbelastungen 
durch Ausstoß von Luftschadstoffen 
und CO2 sowie durch Flächenver-
brauch und Lärmentwicklung bei. 

Lärm und Abgase entstehen nicht 
nur durch den Lieferverkehr selbst, 
sondern auch durch Störungen des 
Verkehrsflusses	des	übrigen	KfzVer-
kehrs (etwa durch Halten in der zwei-
ten Reihe oder durch Ladevorgänge 
am Fahrbahnrand). Im Zeichen von 
Klimawandel, Lärmminderung und 
Luftschadstoffbelastungen entsteht 
Handlungsdruck, neue Lösungen 
für den städtischen Güterverkehr zu 
finden.	

Der früher verfolgte Ansatz der City-
logistik hat sich nicht bewährt, nicht 
zuletzt, weil er zu stark verkehrs-
planerisch motiviert war und zu 
wenig die Anforderungen der Nutzer 
berücksichtigt hat. Die zahlreichen 
Initiativen	gingen	häufig	von	kommu-
naler Seite aus und führten oft zu ei-
nem zusätzlichen Umschlagvorgang 
und zu höheren Transaktionskosten, 
die die Projekte nach Auslaufen 
einer Förderung und ohne wirkliches 
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Engagement des Handels schei-
tern ließen. Viele Akteure stehen 
deshalb neuen Versuchen skeptisch 
gegenüber. 

Ein aktives Vorgehen zur Entwick-
lung eines nachhaltigeren inner-
städtischen Logistiksystems stellt 
für alle Beteiligten den besseren 
Weg dar, weil dadurch gegebenen-
falls fällige reglementierende Ein - 
griffe mitgestaltet werden können. 
Hierfür sind jedoch neue Konzeptan-
sätze erforderlich, die unter dem 
Begriff „Stadtlogistik“ zusammen-
gefasst werden können. In räumli-
cher Hinsicht verfolgt diese das 

Ziel, von der punktuell agierenden 
Problemkundenlogistik zu einer 
raumbezogenen Organisation des 
Wirtschaftsverkehrs zu gelangen. In 
sachlicher Hinsicht zielt die Stadtlo-
gistik auf die Integration weiterer 
wirtschaftsverkehrsrelevanter 
Gegenstände und Akteure ab, wie 
zum Beispiel auf dienstleistungsbe-
zogene (z. B. KEP-Dienste), produkti-
onsbezogene (z. B. Baulogistik) oder 
haushaltsbezogene Verkehre (z. B. 
Zustellservice). In konzeptioneller 
Hinsicht geht es um die Einbindung 
bzw. Verankerung der Stadtlogistik in 
die kommunale Stadtentwicklungs- 
und Verkehrsplanung.

Lastenfahrräder ermöglichen umweltfreundliche Dienstleistungen und Warentransporte in urbanen Gebieten

Vor dem Hintergrund des zunehmenden E-Commerce sind Stadtlogistikkonzepte notwendiger denn je

Neben der logistischen Organisa tion 
des städtischen Güterverkehrs zur 
Vermeidung von Fahrten bietet der 
Einsatz alternativer Fahrzeugantrie-
be einen weiteren wichtigen An-
satzpunkt. Kommunale Flotten, die 
in der Regel eine vergleichsweise 
hohe innerstädtische Fahrleistung 
aufweisen, sollen eine Vorreiterrolle 
bei der Einführung alternativer An-
triebe einnehmen. Die Einrichtung 
von Benutzervorteilen (z.B. erweiter-
te Lieferfenster in Fußgängerzonen, 
Bereitstellung	von	Aufstellflächen	
für mobile Depots) kann zusätzliche 
Anreize für den Einsatz emissions-
armer Fahrzeuge schaffen.

Einen weiteren Aspekt des „grünen“ 
Güterverkehrs bildet die zunehmen-
de Nutzung von Lastenfahrrädern. 
Sie bieten eine sinnvolle Ergänzung 
zu den motorisierten Alternativen 
insbesondere im Bereich der Nah-
verteilung. Es gibt immer mehr 
kleinere Betriebe, die auf das 
Elektro-Lastenfahrrad setzen (z.B. 
Paketkuriere, Pizza-Lieferdienste, 
mobile	Pflege	und	Handwerk).	
Größere Unternehmen haben diese 
Vorteile bisher kaum genutzt. Eine 
Ausnahme bildet die Deutsche Post, 
die für die Briefzustellung etwa ein 
Drittel ihrer Lastenfahrräder mit 
einem elektrischen Hilfsantrieb 
ausgerüstet hat. 

Literaturempfehlung
• Bundesverband Paket- und Ex-
presslogistik e. V. (BIEK) (2015): 
KEP-Studie 2015 – Analyse des 
Marktes in Deutschland. Köln.

• Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung (2006): 
Urbane Mobilität, in: direkt, Heft 65.
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4.1.4 Fahrbahndecken – 
 es geht auch leiser

Der vom Kfz-Verkehr ausgehende 
Lärm wird bei zulässigen Höchst-
geschwindigkeiten über 30 km/h 
in zunehmendem Maß durch das 
Reifen- und Fahrbahngeräusch 
bestimmt. Im Rahmen der Lärmmin-
derung kann diese Geräuschquelle 
durch entsprechend leise konstru-
ierte Reifen, durch die Fahrbahn-
oberfläche	und	durch	die	gefahre-
nen	Geschwindigkeiten	beeinflusst	
werden. Die baulichen Maßnahmen 
können die zuständigen Straßen-
baulastträger bei Neubau oder 
Straßenunterhaltung umsetzen, 
die straßenverkehrsrechtlichen 
Maßnahmen müssen die Straßen-
verkehrsbehörden anordnen und 
überwachen. 

In den vergangenen Jahren haben  
neue Entwicklungen bei den Asphalt- 
 bauweisen für innerörtliche Straßen 
die öffentliche Diskussion stark 
bestimmt. Entscheidend für die 

Lärmwirkung innerorts geeigneter 
Bauweisen sind der Hohlraumgehalt 
und	die	Oberflächenstruktur	des	
Belags. Das Umweltbundesamt hat 
die	spezifischen	Besonderheiten	
und Einsatzbereiche der neuen 
Asphaltbauweisen in einer aktuellen 
Veröffentlichung zusammengefasst.

Bewährte lärmmindernde Bauwei-
sen erreichen eine Pegelminderung 
von	2	dB(A).	Die	zuletzt	häufiger	
eingesetzten neuen Bauweisen 
erreichen sogar eine Minderung von 
etwa 3,0 dB(A) – das entspricht der 
Wirkung einer Halbierung des Kfz-
Verkehrsaufkommens. Derzeit noch 
experimentelle Bauweisen können 
voraussichtlich höhere Lärmminde-
rungswerte erreichen. Das ist auch 
vor dem Hintergrund zu sehen, dass 
in den nächsten Jahren auf kommu-
naler sowie Landes- und Bundes-

ebene erhebliche Investitionen in 
den Erhalt der Straßeninfrastruktur 
erforderlich sind.

In der Regel gilt für diese Bauwei-
sen, dass sich bei einer ohnehin 
notwendigen Erneuerung der 
Binderschicht keine oder nur sehr 
geringe Mehrkosten (ca. 1 EUR/
m²) ergeben. Wenn dagegen eine 
intakte Binderschicht ausgetauscht 
werden muss, ergeben sich etwa 
die 2,3-fachen Kosten gegenüber 
einer konventionellen Bauweise. Ob 
Kosten durch eine etwas kürzere 
Nutzungsdauer der Fahrbahndecke 
entstehen, kann derzeit noch nicht 
abschließend beurteilt werden.

Literaturempfehlung
•  ADAC [Hrsg.] (2006):  

Straßenverkehrslärm. München.
•  Umweltbundesamt [Hrsg.] (2014): 

Lärmmindernde Fahrbahn beläge, 
Texte 20/2014.

Offenporige Asphalte verringern den Lärm von  
Pkw und Lkw

Lärmschutzwände können erheblich zur Lärmminderung in Städten beitragen

4.1.5  Verkehrssteuerung – intelligent und vernetzt in die Zukunft

Was sind die Merkmale von in-
telligenten Verkehrssystemen 
(ITS)? Im weitesten Sinne nutzen 
sie Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (IKT), um die 
Verkehrsnachfrage dynamisch und 

situationsabhängig entsprechend 
der aktuellen Verkehrslage zu 
beeinflussen.	Dies	erfordert	zum	
einen Sensorik, um das Verkehrsan-
gebot und die Verkehrsnachfrage in 
Echtzeit zu erfassen, zum anderen 

Strategien und Algorithmen, um ge-
eignete Maßnahmen auszuwählen 
oder abzuleiten, und nicht zuletzt 
Aktorik, um die Verkehrsteilnehmer 
zu erreichen und ihr Verhalten zu 
beeinflussen.	Neben	den	Straßen-
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betreibern und dem öffentlichen 
Personenverkehr wirken zunehmend 
auch private Dienstleister auf die 
Entscheidungen der Verkehrsteil-
nehmer ein. Dabei werden von 
unterschiedlichen Akteuren oftmals 
konkurrierende Ziele verfolgt: von 
der Optimierung des Verkehrsab-
laufs über die Minimierung externer 
Kosten bis zur Maximierung des in-
dividuellen Nutzens des Einzelnen. 

Den Kommunen sind vielfach enge 
Grenzen der intelligenten Verkehrs-
steuerung gesetzt:
K  Die Verkehrsdatenerfassung mit 

stationärer Sensorik ist kostspie-
lig	und	unflexibel.

K  Die Verkehrsnachfrage, also die 
Reisewünsche der Verkehrsteil-
nehmer, sind nur makroskopisch 
und nicht in Echtzeit bekannt.

K  Weder bei regelmäßigen Überlas-
tungen eines Verkehrssystems 
noch bei akuten Störungen ste-
hen geeignete Alternativen bereit; 
Kapazität und Verkehrsangebot 
können nicht dynamisch ange-
passt werden.

K  Die Möglichkeiten der dynami-
schen	Einflussnahme	beschrän-
ken sich – jenseits der Lichtsig-
nalsteuerung – auf wenige 
Informationsmedien im öffentli-
chen Personen- und Straßenver-
kehr und noch weniger straßen-

seitige Anzeigen und Wechsel - 
wegweiser.

Die Herausforderungen der Zukunft 
liegen deshalb in folgenden Berei-
chen:
K  Die Zusammenarbeit der zustän-

digen Verkehrsbehörden und -be-
treiber muss intermodal und über 
administrative Grenzen hinweg 
gestärkt werden. Maßnahmen 
und Steuerungsstrategien dürfen 
nicht an den Zuständigkeits-
grenzen einzelner Netzbetreiber 
enden. 

K  Steuerungsstrategien der öf-
fentlichen Betreiber dürfen den 
individuellen Kundennutzen nicht 
ignorieren. Kaum ein Verkehrsteil-
nehmer wird individuelle Nach-
teile zum Wohle des Gesamtsys-
tems in Kauf nehmen. 

K  Die Betreiber müssen die Ver-
kehrsteilnehmer verstärkt über 
moderne Informations- und 
Kommunikationsmedien errei-
chen. Kooperationen mit privaten 
Dienstleistern sind ein wichtiger 
Baustein. Auch bei der Erfassung 
der Verkehrslage und Verkehrs-
nachfrage können Kooperationen 
mit privaten Anbietern Kosten spa-
ren und die Qualität verbessern.

K  Die Wirksamkeit von Information 
allein zur Umsetzung gesellschaft - 
licher Zielvorstellungen ist be-
schränkt. Der Schutz von Wohn-
gebieten, bevorzugte Lkw-Routen 
oder Kapazitätsbeschränkungen 
müssen durch intelligente Netz-
gestaltung, verkehrsrechtliche 
Anordnungen oder angepasste 
Signalsteuerung durchgesetzt 
werden. Für die dynamische, 
intelligente Verkehrssteuerung 
der Zukunft sind daher weitere In-
vestitionen in stationäre Sensorik 
und Aktorik notwendig. 

Literaturempfehlung
•  Bundesministerium für Verkehr, 

Bau und Stadtentwicklung, IVS-
Aktionsplan „Straße“(2012): 
Koordinierte Weiterentwicklung 
bestehender und beschleunigte 
Einführung neuer Intelligenter 
Verkehrssysteme in Deutschland 
bis 2020.

Ein intelligent vernetztes Ampelschaltsystem kann den Verkehrsfluss in der Stadt erheblich verbessern

Verringerung des Schadstoffausstoßes durch intelligente Netzsteuerung 
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4.2 Ruhender Verkehr – Fahrzeuge brauchen Platz

4.2.1 Autoparken – Parkraumbewirtschaftung 
 zur Steuerung der Nachfrage

Praktisch jede Autofahrt endet auf 
einem Parkplatz. Viele Großstädte 
und selbst Mittelstädte klagen über 
hohen Parkdruck und starken Park-
suchverkehr. Während die Probleme 
in den Großstädten eher in den 
innenstadtnahen (gründerzeitlichen) 
Gebieten mit hoher Bebauungsdich-
te und ohne eigene Stellplätze für 
Bewohner anzutreffen sind, konzen-
trieren sie sich bei den Mittelstädten 
meist auf die zentralen Geschäfts-
bereiche. 

Private Fahrzeuge werden im Durch - 
schnitt nur eine Stunde pro Tag 
bewegt – dennoch nutzt der durch-
schnittliche Autofahrer jeden Tag 
zwei bis fünf verschiedene Stell-
plätze. Das Suchen einer Parklü-
cke führt nicht nur zu zusätzlichen 
Kosten für die Fahrer (mehr Zeit 
und Kraftstoff), sondern auch zu 
negativen externen Effekten für die 
Gesellschaft wie Luftverschmutzung, 
Lärm und Unfälle. Ein nicht unerheb-
licher Teil der Verkehrsstockungen 
wird durch Parkplatzsuche verur-
sacht. Die Parkraumnot hat auch 

negative Folgen für den Fuß- und 
Fahrradverkehr sowie für die Stra-
ßenraumgestalt: So wird Gehweg-
parken vielerorts toleriert bzw. durch 
entsprechende Verkehrszeichen 
zugelassen. Die Anlage von Radfahr- 
und Schutzstreifen steht vielfach im 
Konflikt	mit	parkenden	Fahrzeugen	
am Straßenrand. Letztlich kön-
nen parkende Fahrzeuge auch ein 
Sicherheitsproblem darstellen, wenn 
Sichtbeziehungen gestört werden.  

Das Angebot an Parkraum kann auf-
grund der Nutzungskonkurrenz kaum 
vermehrt werden. Automatische 
Parksysteme oder Quartiersgaragen 
sind eher die Ausnahme. Umso 
wichtiger ist es, gerade in Problem-
bereichen vorhandene öffentliche 
Stellplätze durch ein professionelles 
Parkraummanagement effektiv zu 
nutzen und den Parksuchverkehr zu 
verringern. Parkraumbewirtschaf-
tung kann helfen, Langzeitparker 
fernzuhalten und einen Interes-
senausgleich	der	„qualifizierten“	
Nutzergruppen herzustellen. Park- 
raum sollte deshalb nur dort be-

wirtschaftet werden, wo ein gutes 
ÖPNV-Angebot (Busse, Bahnen, 
P+R-Anlagen) vorliegt, um den von 
der Bewirtschaftung benachteiligten 
Personen (z.B. Pendlern) eine attrak-
tive Mobilitätsalternative anzubieten. 
Parkraumbewirtschaftung ist in fast 
allen größeren Städten anzutreffen, 
was zu einer vermehrten Akzeptanz 
des Konzepts in der Bevölkerung 
geführt hat.

Parkraumkonzepte stellen die pla-
nerische Grundlage des Parkraum-
managements dar. Sie stimmen das 
stadtverträgliche Parkraumangebot 
mit	der	qualifizierten	Nachfrage	
(Anwohner, Gewerbetreibende, Be-
sucher) ab. Stadtverträglich ist das 
Parken dann, wenn auch die Interes-
sen des Fuß- und Fahrradverkehrs 
sowie des ÖPNV und seiner Kunden 
angemessen berücksichtigt werden.  

Literaturempfehlung
•  FGSV [Hrsg.]: Empfehlungen für 

Anlagen des ruhenden Verkehrs 
EAR 05.

•  AGFS NRW (2012): Parken ohne 
Ende? - Eine AGFS-Broschüre  
zum Thema Nahmobilität und 
Autoparken. 

P+R-Plätze fördern das Umsteigen auf U- und S-Bahnen

Parkraumbewirtschaftung: in Gebieten mit hohem Park-
druck eine wirkungsvolle Maßnahme gegen Langzeitparken
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4.2.2 Fahrradparken – das Fahrrad bequem und sicher abstellen

Radfahren in Städten ist nur dann 
attraktiv, wenn das Fahrrad nach 
Beendigung der Fahrt sicher, 
komfortabel und zielnah abgestellt 
werden kann. Vor dem Hintergrund 
stetig wachsender Anteile des 
Fahrradverkehrs, der zunehmenden 
Beliebtheit höherwertiger Fahrräder 
und der immer stärkeren Marktprä-
senz von Pedelecs sind hochwertige 
Abstellanlagen erforderlicher denn 
je. Gerade für die relativ teuren 
Pedelecs können Diebstahl oder 
Beschädigungen tendenziell Aus-
wirkungen auf die Fahrradnutzung 
haben oder es wird auf billigere, 
„klassische“ Fahrräder ausgewi-
chen. Ungesicherte Abstellmöglich-
keiten im öffentlichen Raum oder 
die Nutzung des Kellers für Unter-
bringung des Fahrrades sind nicht 
mehr zeitgemäß. 

Anders als beim Kfz-Verkehr, bei 
dessen Planung die Stellplatzfrage 
bereits	in	die	Planung	einfließt	(z.B.	
im	Rahmen	der	Stellplatzpflicht	bei	
Bauvorhaben), wurden die Belange 
des Fahrradparkens in der Vergan-
genheit nur selten ausreichend 
berücksichtigt. Die negativen Folgen 
zeigen sich in wild abgestellten 

Fahrrädern auf Gehwegen und der 
Nutzung von Lichtmasten, Schilder-
pfosten und Stadtmobiliar als Notlö-
sung zum sicheren und standfesten 
Abstellen. Das behindert nicht nur 
Fußgänger, sondern wirkt sich – ins-
besondere bei größeren Fahrrad-An-
sammlungen – auch auf das Stadt-
bild aus. Neben dem Fahrradparken 
im Straßenraum in Verantwortung 
der Kommune werden an Quelle 
und Ziel des Radverkehrs zudem 
Stellplätze auf privaten Flächen 
benötigt. Dies regeln zunehmend 
beim Neubau von Gebäuden auch 
die Landesbauordnungen.  

Wie beim ruhenden Kfz-Verkehr soll-
ten beim Fahrradparken quartiersbe-
zogene Parkraumkonzepte Grundla-
ge einer bedarfsgerechten Planung 
sein. Hierbei ist zu klären, wie das 
Fahrradparken organisiert und ein 
Ausgleich mit anderen Nutzungs-
ansprüchen im Straßenraum herbei-
geführt werden kann. Dabei ist vor 
allem zwischen Schulstandorten, 
Einkaufsbereichen, Geschosswoh-
nungsbau und Schnittstellen zum 
ÖPNV zu unterscheiden. Konzepte 
zum Fahrradparken sollten heute 
den Bedarf öffentlicher Fahrradver-

leihsysteme berücksichtigen. Diese 
Systeme können dazu beitragen, 
den Fahrrad-Parkdruck in Innen-
stadtbereichen zu vermindern. 

In dicht bebauten Wohnquartieren 
ist die gemeinschaftliche Nutzung 
von eingehausten Abstellanlagen, 
die nur einem begrenzten Nutzer-
kreis	zugänglich	sind,	immer	häufi-
ger	zu	finden.	

Fahrradstationen bieten nicht nur 
diebstahlsichere Abstellplätze, 
sondern sind auch Schnittstelle in 
einer umweltfreundlichen Mobilitäts-
kette bestehend aus Fahrrad, Bus 
und Bahn. Welche Dimensionen mit 
solchen Anlagen erreicht werden 
können, zeigen die Fahrradstationen 
an niederländischen Bahnhöfen. 
Hier wurden in den vergangenen 
Jahren mehrere große Fahrradpark-
häuser mit bis zu 4.000 Stellplätzen 
errichtet. 

Literaturempfehlung
•  FGSV [Hrsg.] (2012):  

Hinweise zum Fahrradparken.
•  Difu [Hrsg.] (2012):  

Difu-Berichte 3/2012 - Fahrrad-
parken in der Stadt.

Fahrradparkanlagen an zentralen Umsteigepunkten des ÖPNV sind ein wichtiger Bestandteil eines multimodalen 
Verkehrssystems
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Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamts haben im Jahr 2014 
Fahrgäste in Deutschland mehr als 
11,1 Milliarden Fahrten im Linien-
verkehr mit Bussen und Bahnen un-
ternommen. Durchschnittlich nutzen 
mehr als 30 Millionen Fahrgäste 
pro Tag die Angebote im Linienver-
kehr. Der Branchenverband des 
Öffentlichen Personennahverkehrs 
hat daraus errechnet, dass dadurch 
täglich 20 Mio. Autofahrten ersetzt 
werden und die Umwelt von ca.  
15 Mio. Tonnen CO2 pro Jahr entlas-
tet wird. Darüber hinaus verbraucht 
der ÖPNV wesentlich weniger Fläche 
als das Auto, was zum einen durch 
den höheren Besetzungsgrad und 
die bessere zeitliche Auslastung 
pro Fahrzeug bedingt ist, zum ande-
ren durch die geringe Flächeninan-
spruchnahme im ruhenden Verkehr.

Der ÖPNV bildet damit das Rück-
grat kommunaler Mobilität, steht 
allen offen und dient als Bindeglied 
zwischen den Verkehrsarten. Der 
ÖPNV sieht sich aber großen Her-
ausforderungen gegenüber, die auf 
die Finanzierbarkeit von Angeboten 
direkten	Einfluss	haben.	Innovati-
ve Nahverkehrskonzepte für Stadt 
und Land sind gefordert, wie etwa 
flexible	Bedienungskonzepte,	neue	
Bezahlsysteme oder auf bestimmte 

Zielgruppen zugeschnittene Ange-
bote.

Der ÖPNV gilt als der tragende Part-
ner im Umweltverbund, der ideellen 
Partnerschaft von ÖPNV mit dem 
Fußgänger- und Fahrradverkehr so-
wie dem Taxigewerbe. Die Verkehrs-
teilnehmer sind heute viel pragma-
tischer bei der Verkehrsmittelwahl, 
wobei selbst ÖPNV-Zeitkartenbesit-
zer für bestimmte Fahrtzwecke ger-
ne auch auf Carsharing-Fahrzeuge 
oder Leihfahrräder zurückgreifen. 
Die ÖPNV-Unternehmen, insbeson-
dere die Verkehrsverbünde, tun da-
her gut daran, unter ihrem Dach die 
neuen Mobilitätsangebote zu einem 
umfassenden Mobilitätsverbund 
verkehrlich, aber auch organisato-
risch zusammenzuführen. Ziel muss 
sein, die Angebote möglichst eng 
miteinander zu vernetzen und damit 
eine	flexible	Verkehrsmittelwahl	–	
idealerweise mit einem Ticket bzw. 
einer Zugangskarte – zu ermögli-
chen. Damit wird die Voraussetzung 
geschaffen, dass der Besitz eines 
eigenen Autos oder zumindest ei-
nes	Zweitwagens	überflüssig	wird.

Wegen der kontinuierlich steigen-
den Fahrgastzahlen in Verbindung 
mit stagnierender oder sinkender 
öffentlicher Finanzierung treten 

nicht nur in der Berufsverkehrsspit-
ze zunehmend Kapazitätsengpässe 
auf. Lösungsansätze liegen nicht 
nur im Ausbau der Infrastruktur, 
sondern auch im betrieblichen 
Bereich. So gilt es, Anreize zu 
schaffen, damit Kunden auf Zeiten 
außerhalb des Berufsverkehrs aus-
weichen, das Fahrrad als Alternative 
für die Wege zur Schule und zur 
Arbeit nutzen oder durch entzerrte 
Anfangszeiten (z. B. Staffelung der 
Schulzeiten) einen breiteren Zeit-
korridor für ihre Fahrt zur Verfügung 
haben. 

In den Nahverkehrsplänen (NVP) 
beschließen die Kommunen und 
Regionen ein ÖPNV-Konzept, das 
wesentliche Grundlage der öffentli-
chen	Kofinanzierung	und	Beauftra-
gung von Verkehrsleistungen ist. 
Die Qualität des Angebots wird über 
Rahmenvereinbarungen festgelegt, 
die im besten Fall kundenorientiert 
sein sollen. In den NVP werden 
so	auch	die	Zielkonflikte	zwischen	
Fahrgastwünschen, Wirtschaft-
lichkeit und anderen öffentlichen 
Interessen ausgetragen.

Literaturempfehlung
•  FGSV [Hrsg.] (2013): Empfehlun-

gen für Anlagen des öffentlichen 
Personennahverkehrs (EAÖ).

4.3 Umweltverbund – ohne Auto mobil

4.3.1 Linienverkehr – Rückgrat nachhaltiger Mobilität
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In ländlichen Regionen stellte der 
Schülerverkehr bisher eine tragen-
de Säule der ÖPNV-Finanzierung 
dar, die aber in mehreren Bundes-
ländern brüchig geworden ist. Dar-
über hinaus wächst dort wie in den 
Städten die Zahl älterer Menschen. 
Die barrierefreie, bezahlbare und 
nachfragegerechte Gestaltung des 
ÖPNV ist daher eine wesentliche 
Aufgabe der kommunalen Politik.

Der ländliche Raum ist vielerorts 
geprägt durch eine Abwanderung 
junger Erwerbstätiger, einen hohen 
Anteil Älterer – zum Teil schon ohne 
die Fähigkeit zum Führen eines 
Fahrzeugs – und eine Ausdünnung 
von Infrastruktureinrichtungen des 
täglichen Bedarfs. Die immer größer 
werdenden Entfernungen zu Ärzten, 
Freizeit- und Einkaufsstätten lassen 
sich	fußläufig	oder	mit	dem	Fahrrad	
vielfach kaum noch bewältigen, so-
dass Menschen ohne verfügbaren 
Pkw auf Busse und Bahnen oder 
– wenn auch diese fehlen – auf 
Nachbarschaftshilfe oder das Taxi 
angewiesen sind. Umgekehrt führen 
geringere Siedlungsdichten und 
Fahrgastpotenziale dazu, dass es 
für den Öffentlichen Verkehr immer 
schwieriger wird, die Nachfrage mit 
festen Linien zu bedienen. Da auch 
der Schülerverkehr als bisherige 
Haupteinnahmequelle wegbricht, 

wird Linienverkehr ohne wesentliche 
kommunale	Kofinanzierung	fast	
nur noch in Kreisstädten und auf 
den Hauptachsen der Landkreise 
betrieben. 

Um ihren Bürgern zumindest eine 
Grundversorgung an Mobilität 
anzubieten, versuchen viele Land-
kreise,	flexible	Formen	der	ÖPNV
Bedienung (auch Bedarfsverkehre 
genannt) einzusetzen. Diese sind 
im Gegensatz zum Linienverkehr 
räumlich	bzw.	zeitlich	flexibel.	Wäh-
rend Erstere auf einen breiteren 
Bedienungskorridor und Halten auf 
Wunsch zwischen den Haltestellen 
bis hin zur Fahrt vor die Haustür 
abzielt, geht es bei der zeitlichen 

Flexibilisierung darum, Fahrten nur 
bei Bedarf zu tätigen. Doch erst aus 
der Kombination von Elementen der 
räumlichen und zeitlichen Flexibi-
lisierung ergeben sich die Formen 
der	flexiblen	Bedienung.	Flexible	
Bedienungsformen können eine 
geeignete Maßnahme darstellen, 
mit weniger Aufwand einen Fahrplan 
zur Basismobilität der Bevölkerung 
in ländlichen Strukturen und an den 
Rändern der Städte zu sichern.  
Voraussetzung dafür ist eine Dispo-
sitionszentrale, die die Fahrten  
so koordiniert, dass wenige Busse  
quasi zugleich mehrere Linien be-
dienen können, und die außerdem 
meist auch Auskunft über die ge-
samte Wegekette geben kann.      

4.3.2 Flexible Bedienungsformen – ohne Fahrplan mobil

Links
Straßenbahn: Renaissance eines lange Zeit verkannten Verkehrs-
mittels als ökonomisch günstige Alternative zur U-Bahn

Rechts
Erdgas: aufgrund der relativ niedrigen Kosten und geringen 
Umweltbelastung prädestiniert für städtische Busflotten

Flexible Bedienungsformen: Grundversorgung für Gebiete mit schwacher Nachfrage
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4.3.3  Fußgängerverkehr – nachhaltigste Form der Fortbewegung 

Das Zufußgehen bildet die nach-
haltigste Art der Fortbewegung. 
Fußgänger gehen nicht nur spar-
sam mit Ressourcen um, sondern 
fördern auch ihre Gesundheit und 
die Lebendigkeit der Quartiere. 
Nach dem Deutschen Mobilitäts-
panel (MOP) besaß der Fußverkehr 
im Jahr 2013 einen Wegeanteil von 
22,3 %. Die höchste Bedeutung hat 
der Fußverkehr bei der Altersgruppe 
der Senioren und auf Kurzstrecken 
bis zu einem Kilometer. Weil fast 
alle Fahrten mit Wegen zu Fuß 
beginnen oder enden, ist das Zu-
fußgehen Bindeglied zwischen allen 
Verkehrsmitteln.

Trotz seiner hohen Bedeutung wird 
der Fußverkehr in der Planung nicht 
angemessen berücksichtigt, was 
sich	heute	vielerorts	in	Defiziten	in	
der Infrastruktur äußert. Typische 
Probleme sind schmale und gestal-
terisch wenig ansprechende Gehwe-
ge,	fehlende	Sitz	und	Spielflächen	
sowie unzureichende bzw. unsiche-
re Querungsanlagen. Hinzu kommt, 
dass Gehwege durch Einbauten, 
Verkehrszeichen, Auslagen, Wer-
beträger und parkende Fahrzeuge 
häufig	zusätzlich	eingeengt	werden,	

wodurch ihre Benutzbarkeit insbe-
sondere für mobilitätsbehinderte 
Menschen stark eingeschränkt wird.

Deshalb benötigen alle Städte eine 
Strategie zur Förderung des Fußver-
kehrs, eine Netzbetrachtung und 
Fußgänger-Checks bzw. -Audits mit 
einer Prioritätensetzung und nicht 
zuletzt Haushaltsmittel zur Um-
setzung von Strukturmaßnahmen. 
Ein erster Schritt zur Herstellung 
einer hochwertigen Infrastruktur für 
Fußgänger ist die Erarbeitung eines 
Netzplans, der nicht nur planerische 
Arbeitsgrundlage ist, sondern auch 
die Bedeutung des Fußverkehrs als 
eigenständiger Verkehrsträger doku-
mentiert. In einem Netzplan werden 
zunächst die Problemstellen (als 
Grundlage für die Planung von Maß-
nahmen), Querungen, Netzlücken 
und wichtige Quell- und Zielorte des 
Fußverkehrs erfasst. Anschließend 
werden die notwendigen Fußwegver-
bindungen festgelegt und bei Be-
darf in Hauptrouten, Nebenrouten 
und Routen zur Feinerschließung 
gegliedert. 

Da Hauptrouten der schnellen und 
möglichst direkten Erschließung 

von zentralen Fußverkehrszielen 
wie Geschäftsbereichen, Schulen 
oder verkehrsbedeutsamen Halte-
punkten des ÖPNV dienen, sollen 
sie ihrer Bedeutung entsprechend 
breiter dimensioniert und heller be-
leuchtet sein als Nebenrouten. Das 
Wegenetz setzt sich dabei nicht nur 
aus straßenbegleitenden Gehwe-
gen und eigenständigen Fußwegen 
zusammen, sondern auch aus 
fußgängerfreundlichen Infrastruktur-
elementen wie verkehrsberuhigten 
Bereichen oder Fußgängerzonen. 
An die Feinerschließung können 
geringere Anforderungen gestellt 
werden, doch müssen auch hier 
eine vielfältige Nutzung (Aufenthalt, 
Kinderspiel, Sondernutzungen) und 
Komfort (Nebeneinandergehen, 
Begegnen) als Teil des Quartiersle-
bens sichergestellt sein. Fußwege 
sind grundsätzlich ausreichend breit 
zu bemessen, von Gehwegparkern 
freizuhalten, mit sicheren Querungs-
anlagen auszustatten und barriere-
frei herzustellen (Inklusion).

Während Wegweisungssysteme für 
den Fahrradverkehr weit verbreitet 
sind, hinken entsprechende Syste-
me für Fußgänger hinterher. 

Eine weitere Sonderform stellt 
der Bürgerbus dar, der sowohl im 
Bedarfs- als auch im Linienverkehr 
zum Einsatz kommen kann. Typi-
sches Merkmal von Bürgerbussen 
ist, dass sie in Gebieten mit sehr 
schwacher Nachfrage eingesetzt 
und von ehrenamtlichen Fahrern 
gelenkt werden. Sie kommen vor 
allem dort zum Einsatz, wo einer-
seits das örtliche Engagement 
stark ist und andererseits Verkehrs- 
oder Taxiunternehmen nur zeitweise 

oder	gar	nicht	als	Betreiber	finan-
ziert werden. Bürgerbusse werden 
manchmal durch die Kommune 
selbst angeschafft und betrieben, 
häufiger	aber	durch	private	Träger-
vereine, die in der Regel eng mit 
den Verkehrsunternehmen bzw. 
lokalen Gebietskörperschaften 
(Kommunen, Landkreise) kooperie-
ren,	um	finanzielle	Zuschüsse	und	
Konzessionen für den Busbetrieb 
zu erhalten. Notwendig ist zudem, 
dass	die	flexiblen	Angebote	über	

den Nahverkehrsplan in das be-
stehende ÖPNV-Angebot integriert 
werden.

Literaturempfehlung
•  BMVBS [Hrsg.] (2009): Handbuch 
zur	Planung	flexibler	Bedienungs-
formen im ÖPNV. Bonn.

•  Gipp u.a., IGES (2014):  
Mobilitätsoptionen Älterer im 
ländlichen Raum. Berlin. 
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4.3.4  Fahrradverkehr – das boomende Verkehrsmittel

Das Fahrradfahren bildet zusammen 
mit dem Zufußgehen die Basis der 
Nahmobilität. Laut einer Untersu-
chung von „Mobilität in Deutsch-
land“ aus dem Jahr 2008 ist der 
Fahrradverkehr mit einem Wegean-
teil von 10 % zwar noch ein relativ 
wenig genutztes Verkehrsmittel, hat 
aber unter allen Verkehrsmitteln seit 
2002 das stärkste Wachstum bei 
der absoluten Wegezahl (+17 %) zu 
verzeichnen. Es ist davon auszuge-
hen, dass sich diese Entwicklung 
weiter fortsetzen wird, zumal Pede-
lecs das Radfahren auch für größere 
Entfernungen zunehmend attraktiv 
machen. In Deutschland wurden laut 
Zweirad-Industrie-Verband im Jahr 
2014 etwa 480.000 Elektrofahr-
räder verkauft, sodass derzeit von 
einem Gesamtbestand von 2,1 Mil-
lionen Fahrzeugen (davon ca. 95 % 
Pedelecs) auszugehen ist. 

Pedelecs leisten einen sinnvollen 
Beitrag zur Förderung eines saube-
ren Stadtverkehrs. Sie vergrößern 
den Aktionsradius und sind damit 
vor allem für ältere Personen, 
Kindertransporte und Berufspendler 
eine schnelle, umweltfreundliche 
und kostengünstige Alternative 

zum Auto. Das Umweltbundesamt 
schätzt, dass jeder zweite Pkw-Weg 
bis zu 10 km Länge auf das Pede-
lec verlagerbar ist. Entsprechend 
günstig sind die ökologischen und 
gesundheitlichen Effekte aufgrund 
der verringerten Emissionen von 
Luftschadstoffen und Lärm. Auch 
in Städten mit großen Höhenunter-
schieden oder in Fremdenverkehrs-
orten können Pedelecs zur verstärk-
ten Fahrradnutzung beitragen.

Umso wichtiger ist es für eine 
zukunftsorientierte Planung, die 
Infrastruktur dem steigenden Anteil 
des Fahrradverkehrs anzupassen. 
Vielerorts wurde der Fahrradverkehr 
lange Zeit vernachlässigt. Dies zeigt 
sich nicht nur an den seit mehr als 
zehn Jahren unverändert hohen Un-
fallzahlen von Fahrradfahrern (trotz 
allgemein günstigem Trend in der 
Unfallstatistik), sondern auch an 
vielerorts anzutreffenden Mängeln 
in der Infrastruktur. 

Für die strategische Weiterentwick-
lung der Infrastruktur hat die Netz- 
planung hohe Bedeutung, um zwi-
schen allen wichtigen Quellen und 
Zielen des Fahrradverkehrs 

Vorhandene Systeme sind aufgrund 
uneinheitlicher oder mangelhafter 
Gestaltung	häufig	wenig	zielführend	
oder zielen auf Fußgänger und Fahr-
radfahrer gleichermaßen ab und 
erfüllen so zumeist nicht ihre Auf-
gabe. Wegweisungssysteme dienen 
nicht nur einer besseren Orientie-
rung, sondern tragen durch die Bün-
delung auf bestimmte Routen auch 
zu mehr Sicherheit bei. Daneben 
ist die Wegweisung für Fußgänger 
immer auch Öffentlichkeitsarbeit für 
die Nahmobilität.

Literaturempfehlung
•  ADAC e.V. [Hrsg.] (2005): Wegwei-

sung für Fußgänger und Radfahrer.
•  FGSV [Hrsg.]: Richtlinien für die 

Anlage von Stadtstraßen (RASt 
06).

•  FGSV [Hrsg.] (2007): Merkblatt zur 
wegweisenden Beschilderung für 
den Fußgängerverkehr.

•  Bundesamt für Strassen (ASTRA),  
Fussverkehr Schweiz [Hrsg.] 
(2015): Fusswegnetzplanung 
Handbuch.

Sichere Querungsanlagen als Voraussetzung eines guten Fußverkehrsnetzes Breite, komfortable und attraktive Gehwege motivieren 
zum Zufußgehen 
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schnelle, komfortable und sichere 
Verbindungen zu konzipieren. Kern 
der Netzplanung ist die Bildung von 
Netzkategorien. Dabei wird nach 
Radschnellverbindungen, Hauptrad-
verkehrsverbindungen, Radverkehrs-
verbindungen und Radverkehrsan-
bindungen unterschieden. Je nach 
Netzkategorie werden unterschied-
liche Qualitätsstandards zugrunde 
gelegt. 

Gleichzeitig zielt die Netzplanung 
darauf ab, das Umland mit der 
Kernstadt zu verbinden, Lücken 
im	Netz	zu	identifizieren	und	zu	
schließen, Abhilfemaßnahmen zu 
priorisieren und eine durchgängi-
ge Wegweisung herzustellen. Die 
Netzplanung ist auch Grundlage für 
die Entwicklung des Wegweisungs-
systems. Ohne eigene Wegweisung 
würden selbst ortskundige Fahrrad-
fahrer nicht immer die sicherste 
und komfortabelste Route wählen. 
Viele Radrouten verlaufen näm-
lich abseits der vom Autofahren 
vertrauten Hauptverkehrsstraßen 
durch Tempo-30-Zonen oder auf 
eigenständigen Wegen (z. B. durch 
Grünanlagen).

Mit der Zunahme des Fahrrad-
verkehrs im Allgemeinen und der 
höheren Geschwindigkeiten durch 
Pedelecs im Speziellen steigen 

auch die Anforderungen an die 
Fahrradinfrastruktur. Schneller Fahr-
radverkehr in großen Mengen lässt 
sich auf konventionellen Radwegen 
oder Radfahrstreifen nicht mehr be-
wältigen. Abhilfe sollen sogenannte 
Radschnellverbindungen leisten. 
Sie dienen dazu, größere Quell-Ziel-
Potenziale über längere Distanzen zu 
verbinden und Fahrradfahrern durch-
gängig ein schnelles und attraktives 
Vorankommen zu ermöglichen. Ent-
sprechend hoch sind die Qualitäts-
anforderungen (z. B. ausreichende 
Breite für Überholvorgänge). 

Literaturempfehlung
•  FGSV [Hrsg.] (2010): Empfehlun-

gen für Anlagen des Radverkehrs 
(ERA). 

•  BMVBS [Hrsg.] (2012):  
Nationaler Radverkehrsplan 2020 
- Den Radverkehr gemeinsam 
weiterentwickeln. 

•  Umweltbundesamt [Hrsg.] 
(2014): E-Rad macht mobil –  
Potenziale von Pedelecs und 
deren Umweltwirkung. 

Bordsteinradwege sind ein sicheres Element eines Radver-
kehrsnetzes, wenn sie ausreichend dimensioniert sind und 
gute Sichtverhältnisse an den Knotenpunkten aufweisen
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4.4 Flexible Mobilitätsangebote – mieten statt besitzen

4.4.1 Carsharing – ein Auto für viele Nutzer

Das organisierte Autoteilen hat in 
Deutschland eine lange Tradition. 
Bereits 1988 startete in Berlin 
mit „StattAuto Berlin“ der erste 
Carsharing-Anbieter seinen Dienst. 
Bei diesem „traditionellen“ Carsha-
ring müssen die Fahrzeuge an einer 
festen Station entliehen und abge-
geben werden. Mittlerweile bieten 
neben den meist mittelständisch 
orientierten Carsharing-Anbietern 
auch größere Unternehmen Carsha-
ringDienste	an	(Mietwagenfirmen,	
Automobilhersteller, DB AG).

Anbieter des traditionellen Carsha-
rings verfügen zumeist über zahlrei-
che Fahrzeugmodelle, um möglichst 
viele Fahrtzwecke abzudecken zu 
können. Zugriff auf die Fahrzeuge 
haben nur registrierte Kunden und 
Mitglieder, die eine Aufnahmegebühr 
und ggf. eine Einlage entrichtet 
haben. Die Buchung der Fahrzeuge 
erfolgt über das Telefon oder das 
Internet, wobei der Nutzer die Start- 
und Rückgabezeit, den Fahrzeugtyp 
sowie die gewünschte Abholstation 
bestimmt. Je nach Anbieter und Tarif 
fallen unterschiedliche Kilometer- 
und Stundenpreise an. 

Gegenüber dem Mietwagenverleih 
zeichnet sich das traditionelle Car-
sharing durch dezentrale Standorte 
im Quartier, ganztägige Zugriffsmög-
lichkeiten, kombinierte Zeit-/Kilome-
ter-Tarife, stundenweise Entleihmög-
lichkeiten,	flexible	Ausleihdauern,	
Aufnahmegebühren bzw. Monatsbei-
träge sowie die Fahrzeugrückgabe 
an der Station aus.

Das ursprüngliche Carsharing ist 
auf einen sparsamen Umgang mit 
dem Pkw ausgerichtet, d. h. auf 
kurze Strecken und Entleihzeiten. 
Somit	sind	häufige	Nutzerwechsel	
pro Fahrzeug möglich und erlauben 
auch bei geringer Flottenstärke als 
Ergänzung zu den Angeboten im 
ÖPNV eine Mobilitäts-Grundversor-
gung im Quartier. 

In jüngster Vergangenheit etablie-
ren sich neben dem klassischen 
Carsharing stationslose Systeme. 
Typisch für diese ist, dass sie nur 
wenige Fahrzeugmodelle anbieten, 
eine hohe Fahrzeuganzahl (meist 
Kleinwagen) in einem begrenzten 
Geschäftsgebiet bereitgestellt 
wird und eine Vorabreservierung 
nur sehr kurzfristig möglich ist. 

Der wesentliche Unterschied liegt 
aber darin, dass keine festen 
Stationen bzw. Standorte für das 
Entleihen und Abgeben der Fahrzeu-
ge vorgesehen sind. Bei diesen 
„Free-Floating-Angeboten“ können 
die Fahrzeuge entweder spontan 
entliehen oder per App geortet und 
gebucht werden.

Sowohl das traditionelle wie auch 
das	flexible	Carsharing	haben	in	
den vergangenen Jahren einen 
starken Zuwachs erfahren. Nach 
Angaben des Bundesverbandes 
CarSharing e.V. gab es Anfang 
2015 beim traditionellen Carsha-
ring 9.000 Fahrzeuge für 380.000 
Kunden. Hinzu kommen 6.400 
Fahrzeuge und 660.000 Kunden 
der stationsfreien Dienste. 

Nach einer Studie von civity Ma-
nagement Consultants aus dem 
Jahr 2014 sind die verkehrlichen 
Wirkungen	des	flexiblen	Carsha-
rings sehr gering. Das liegt zum 
einen an der insgesamt geringen 
Fahrzeugzahl im Vergleich zum Ge-
samtbestand, zum anderen an der 
geringen Auslastung der Carsharing-
Fahrzeuge von etwas mehr als 

Der ADAC Mitfahr-
club: „Win-win- 
Situation“ für Fahrer 
und Mitfahrer
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einer Stunde pro Tag. Mit einem 
Anteil am Berliner Modal Split von 
0,1 % ist es daher für die Lösung 

von Verkehrsproblemen nicht geeig-
net. Ferner hat die Studie gezeigt, 
dass	mit	dem	flexiblen	Carsharing	
Mobilitätsbedürfnisse abgedeckt 
werden, die auch gut mit dem ÖPNV 
oder Fahrrad zu bewältigen sind. So 
ist in Berlin die Hälfte aller Carsha-
ring-Fahrten kürzer als 5 km.

Darüber hinaus entwickeln sich 
derzeit sehr dynamisch neue Sys-
teme, die nicht mehr dem Carsha-
ring zuzuordnen sind, aber auch 
eine Kfz-Mobilität erlauben ohne 
ein eigenes Fahrzeug zu besitzen. 
Zu nennen sind hier Mitfahrten in 
den Pkw Dritter, die durch entspre-
chende Apps die Organisation viel 
einfacher gestalten als bisher (z.B. 
in den Pendlernetzen). Vor allem ge-
schieht dies inzwischen online, was 
auch spontane Mitfahrten erlaubt. 
Damit ist gerade für suburbane und 

stadtnahe ländliche Strukturen eine 
zusätzliche Verkehrsmittelalternati-
ve entstanden, die sich zuerst die 
jüngere Generation erschließt. Über 
persönliche Registrierung und ggf. 
Zugehörigkeit zu denselben sozia-
len Netzwerken im Web wird eine 
persönliche Verbindlichkeit bzw. 
Vertrauenswürdigkeit hergestellt. 
Die politische Diskussion um kom-
merzielle Fahrtenvermittler macht 
deutlich, dass in mindergenutzten 
Pkw-Mitfahrplätzen ein enormes 
gewerbliches Potenzial steckt und 
die Grenzen zum durch das Perso-
nenbeförderungsgesetz regulierten 
Markt	fließend	werden.

Literaturempfehlung
•  Bundesverband Carsharing e.V. 

(2013): Jahresbericht.
•  ivm GmbH (2012): Handreichung 

Carsharing, Frankfurt.

Elektro-Carsharing: Die besonders nachhaltige Form des 
Carsharings benötigt eine angemessene Ladeinfrastruktur

4.4.2 Fahrradverleihsysteme – Fahrrad für alle

Innovative Fahrradverleihsysteme 
erleben derzeit eine starke Ver-
breitung, vor allem in Großstäd-
ten. Angespornt durch die großen 
Erfolge im Ausland richten auch in 
Deutschland immer mehr Städte 
solche Systeme ein. Ein Hauptmotiv 
für größere Systeme in Großstäd-
ten war die bis dahin nur geringe 
Fahrradnutzung, oft auch in Folge 
geringer Fahrradverfügbarkeit bei 
den Bewohnern sehr dicht bebauter 
Quartiere. Bemerkenswerte Erfolge 
bei der Popularisierung des Rad-
fahrens gab es seit 2005 zuerst in 
Lyon und Barcelona, dann in Paris 
und London im Umfang von 10.000 
bis 20.000 Fahrrädern.

Das Konzept des Leih- oder, kor-
rekter, Mietfahrrads hat im Touris-
musbereich eine lange Tradition. 

Es zielt eher auf die längerfristige 
Entleihung von Fahrrädern ab, wobei 
in der Regel Rückgabe- und Entleih-
station (meist Hotels, Fahrradläden 
oder Tourismusinformationen) 
identisch sind. Dagegen zeichnen 
sich die innovativen, städtischen 
Fahrradverleihsysteme dadurch aus, 
dass die Fahrräder nach einmaliger 
persönlicher Registrierung (Anmel-
dung im Kundenbüro oder über 
die Webseite des Betreibers) rund 
um die Uhr nach dem Prinzip der 
Selbstbedienung funktionieren. Sie 
lassen Einwegfahrten von Station 
zu Station zu und sind eher auf eine 
spontane Entleihung für einen kur-
zen Nutzungszeitraum abgestellt. 
Um für den Verbraucher attraktiv zu 
sein, sollten die Systeme eine hohe 
Stationsdichte aufweisen, wobei 
die Verfügbarkeit der Fahrräder über 

eine sorgfältige Standortplanung 
sicherzustellen ist.

Fahrradverleihsysteme können  
insbesondere in Großstädten mit 
hohen Besucher- und Einpendlerzah-
len eine sinnvolle Mobilitätsalter-
native im Umweltverbund darstellen. 
In Innenstadtbereichen kommen sie 
vor allem für Kurzstreckenfahrten 
zum Einsatz, sodass die direkte 
verkehrliche Wirkung (Entlastung 
des motorisierten Individualverkehrs 
und des ÖPNV in der Spitzenstunde) 
bisher noch gering ist. Besondere 
Entwicklungsmöglichkeiten bieten 
deshalb Fahrradverleihsysteme als 
Teil des Geschäftsfelds von ÖPNV- 
Betreibern. Dazu gehören halte-
stellen nahe Stationen mit Abstellan-
lagen, die Tarifstruktur (z.B. kosten-
lose Fahrradnutzung für die erste 
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halbe Stunde für Abo-Kunden) und 
gemeinsame Abrechnungssysteme 
(z.B. auf Basis einer Smart-Card). 

Im Berufsverkehr können sie gerade 
in	weitläufigen	Gewerbegebieten	
eine Option für die letzte Meile von 
der U- oder S-Bahn-Haltestelle zum 
Arbeitsplatz darstellen. Auch im 
Freizeitverkehr werden die Fahrräder 
häufig	nachgefragt,	insbesondere	
abends und nachts bei reduziertem 
ÖPNV-Angebot. 

Vor allem in Städten mit bisher 
geringem Radverkehrsanteil im 
Stadtzentrum können Fahrradver-
leihsysteme das Image des Radver-
kehrs und damit die Nutzung des 
eigenen Fahrrads fördern, wenn dort 
ein dichtes Stationsnetz eine hohe 
Präsenz des Fahrrads im Straßen-
raum erzielt. Vielerorts fehlt es je-

doch an der Bereitschaft der Politik 
und Verwaltung, Genehmigungen 
für neue Standorte zu erteilen bzw. 
nutzerfreundliche Beschilderungen 
für bestehende Standorte zuzulas-
sen. Zusätzliche Stationen und eine 
bessere Verknüpfung mit dem ÖPNV 
sind jedoch unabdingbar, will man 
öffentliche Mietfahrräder als Glied 
der Mobilitätskette etablieren.

Literaturempfehlung
•  ADFC [Hrsg.] (2010): Positions-

papier Öffentliche Leihfahrräder. 
•  BMVBS [Hrsg.] (2012):  

Innovative öffentliche Fahrrad-
verleihsysteme – Modellprojekte 
am Start.

Fahrradverleihsystem Augsburg: Die Öffnung des Zahlenschlosses erfolgt über einen Code, der auf dem  
Bedienterminal oder auf dem Handy angezeigt wird

Der ÖPNV nimmt grundsätzlich 
zwei wichtige Rollen ein, die sich 
auch unmittelbar auf die ÖPNV-
Haltestellen auswirken: Zum einen 
ergänzt er sich mit der Nahmobilität 
und unterstützt diese gerade als 
lokaler ÖPNV, wenn er der Quartiers- 
und Ortsteilerschließung mittels 
kurzer Haltestellenabstände dient. 
Zum anderen bildet der ÖPNV die 
Schnittstelle zum städtischen und 
regionalen Verkehr beziehungsweise 
ist als Zubringer zum Fernverkehr 
wichtig. In beiden Fällen sind es 
neben einem dichten Fahrplantakt 
und kurzen Fahrzeiten vor allem  
die Lage, Gestaltung, Sichtbarkeit 
und Zugänglichkeit der ÖPNV-Halte-
stellen, die einen Unterschied in 
der Angebotsqualität ausmachen.

Für viele Nutzer sind eine barrie-
refreie Erschließung und anspre-
chende Gestaltung der ÖPNV-
Haltestellen eine Voraussetzung 
für die Nutzung des ÖPNV. Hier ist 
vor allem die Bereitstellung von 
akustischen, visuellen und taktilen 
Informationen ein wesentlicher 
Bestandteil. Nach dem Personenbe-
förderungsgesetz ist im Rahmen 
der Inklusion bis 2022 der „voll-
ständig barrierefreie Zugang zum 
ÖPNV“	verpflichtend	umzusetzen.	
Ausnahmen sind im Nahverkehrs-
plan zu begründen. Die in diesem 
Zusammenhang weiter zu betrei-
bende Anlage von Buskaps mit 
niveaufreiem Einstieg dient nicht 
nur der Barrierefreiheit zur Mobi-
litätssicherung älterer Menschen 

und Menschen mit motorischer 
Behinderung, sie dient auch einem 
wirtschaftlichen ÖPNV-Betrieb mit 
kurzen Haltezeiten.

Bezogen auf die Lage sind – neben 
einem dichten Haltestellennetz – 
attraktive und umwegfreie Fußwege 
zu den Haltestellen von großer 
Bedeutung für die ÖPNV-Nutzung, 
da die Zu-, Abgangs- und Warte-
zeiten für viele ÖPNV-Fahrten oft 
einen hohen Anteil an der Gesamt-
reisezeit haben. Zur Reisezeit mit 
Bussen und Bahnen gehört auch 
die Wartezeit an der Haltestelle. 
Die Aufenthaltsqualität entschei-
det, ob sich der Fahrgast dort wohl 
fühlt. Haltestellen sind außerdem 
Kristallisationsorte für öffentliches 

4.5 Schnittstellen der Nahmobilität – Übergang zwischen den Verkehrsarten

4.5.1 ÖPNV-Haltestellen – Teil des Quartierslebens
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Leben und Begegnung. Sie sollen 
ihr Umfeld aufwerten und mit hoher 
Qualität gestalterisch in ihr Umfeld 
integriert sein. Sitzgelegenheiten 
an Haltestellen können dabei nicht 
nur durch Fahrgäste als Ruhege-
legenheiten genutzt werden. Die 
Haltestellen sollten aus Gründen 
der subjektiven und objektiven 
Sicherheit in Bereichen mit einer 
möglichst hohen sozialen Kontrolle 
platziert werden (in unmittelbarer 
Zuordnung zur Wohnbebauung, zu 
Geschäften oder einem Kiosk).

Die Potenziale des ÖPNV liegen 
insbesondere für ältere Menschen 
auch	in	der	schnellen	fußläufigen	
Erreichbarkeit von Zielen nahe der 
Haltestellen. Vor dem Hintergrund 
des	demografischen	Wandels	haben	
daher mehrere Städte die Haltestel-
lenabstände, vornehmlich im Bus-
verkehr, bereits verringert, sodass 
der lokale ÖPNV der quartiersbezo-
genen Erschließung und nahräum-
lichen Vernetzung besser dienen 
kann. Neben dem Wohnstandort 
werden auch der Arbeitsplatz, die 

Schule oder die Ausbildungsstätte 
als Ausgangspunkt für Aktivitäten 
auf Quartiersebene genutzt. Eine 
Verortung der Haltestellen nahe 
dieser Einrichtungen trägt damit zu 
einer gegenseitigen Stärkung bei.

Gerade an Haltestellen entstehen 
häufig	Verlustzeiten	für	Busse,	
weil sie bei der Ausfahrt aus der 
Haltestelle durch den Kfz-Verkehr 
behindert werden. Dies gilt insbe-
sondere für Busbuchten. Wenn es 
der Verkehrsablauf und die betrieb-
lichen Notwendigkeiten erlauben, 
sollten Buskaps als Alternative 
zur Haltestelle am Fahrbahnrand 
erwogen werden, die dem Bus ein 
ungehindertes An- und Abfahren 
ermöglichen. Als weiteres Element 
der Bevorrechtigung des ÖPNV und 
zur Sicherung des Haltestellenbe-
reichs für Fahrgäste und Fußgänger 
sollte – wo immer es verkehrlich 
und betrieblich möglich ist – eine 
Querungssicherung vorgesehen 
werden.

Literaturempfehlung
•  FGSV [Hrsg.] (2014): Hinweise 

zur Nahmobilität - Strategien zur 
Stärkung des nichtmotorisierten 
Verkehrs auf Quartiers- und Orts-
teilebene. 

Zur ansprechenden Gestaltung einer Haltestelle gehören ein Wartehäuschen mit Sitzgelegenheiten, ein Papierkorb und 
ein dynamisches Fahrgastinformationssystem

Münchner Freiheit: Bequeme Umstiegsmöglichkeiten 
innerhalb des ÖPNV erhöhen die Attraktivität
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Mobilpunkte – oder auch Mobi-
litätsstationen – gehen über die 
Verknüpfung von nur zwei ver-
schiedenen Verkehrsmitteln (z. B. 
Park+Ride oder Bike+Ride) hinaus. 
Sie verknüpfen unterschiedliche 
Mobilitätsangebote auf engem 
Raum. Zentrale Umsteigepunkte 
wie Busbahnhöfe und Bahnhöfe des 
Schienenverkehrs werden in Kom-
bination mit anderen Angeboten 
wie Carsharing, Mietradsystemen, 
Taxiständen, Fernbusterminals, An-
rufbürgerbus, Mitfahrgelegenheiten, 
Fahrradabstellanlagen, Ladepunk-
ten	für	elektrifizierte	Verkehrsmittel,	
Park+Ride und Bike+Ride-Flächen 
sowie Informationszentralen zu Um-
schlagplätzen multimodaler Mobi-
lität. Diese Umsteigepunkte sollen 
so gestaltet werden, dass das 
Wechseln zwischen den Verkehrs-
mitteln schnell und einfach möglich 
ist. Zumindest die verkehrsbedeut-
samen Mobilpunkte müssen eine 
hohe Aufenthaltsqualität bieten, um 
somit als öffentliche Treffpunkte zu 
dienen. Gut sichtbar im öffentlichen 
Raum platziert, sind sie auch ein 

Marketinginstrument für Multimo-
dalität. 

Die Verkehrsmittelalternativen an 
einem Ort zur Auswahl zu haben, 
kommt dem Wunsch vor allem der 
jüngeren Generation nach sponta-
ner Multioptionalität (Wahlmöglich-
keiten) entgegen. Das gilt sowohl 
für das große Fahrgastpotenzial und 
einer entsprechend großen und di-
versifizierten	Nachfrage	in	Großstäd-
ten, als auch für ländliche Regionen 
mit ihrer geringeren Nachfrage und 
einem teilweise lückenhaften Ange-
bot, wo die räumliche Bündelung der 
Mobilitätsangebote die Grundlagen 
bilden kann, die Mobilität abseits 
des eigenen Pkw zu sichern.

Bei der Verortung wurde bislang 
vorrangig auf die Nähe zu ÖV-Halte-
stellen gesetzt. Neben den zen-
tralen Umsteigepunkten können 
jedoch auch nachgeordnete ÖPNV-
Haltestellen entsprechend ihres 
Standorts und ihrer Verkehrsbe-
deutung eine Ausstattung erhalten, 
die ihrer Lage und ihrem Verkehrs-

angebot entspricht und so den 
Übergang zwischen verschiedenen 
Verkehrsmitteln in der Fläche si-
chern („MobilPünktchen“). Zumeist 
handelt es sich hier um Standorte 
in Wohnquartieren in der Kombi-
nation Bushaltestelle, Carsharing-
Stellplätze und B+R-Anlage.

Mobilpunkt Bremen: Carsharing im öffentlichen Raum an Mobilpunkt-Stationen ermöglichen ein einfaches  
Umsteigen auf die verschiedensten Verkehrsträger

Mobilpunkt München: Verknüpfung unterschiedlichster 
Verkehrsmittel auf engem Raum

4.5.2 Mobilpunkte – verknüpftes Verkehrsangebot vor Ort 
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4.5.3 Mobilitätsmanagement – optimale Verkehrsmittelwahl

Unter Mobilitätsmanagement wer-
den nachfrageorientierte Ansätze 
zur Bewältigung des städtischen 
Verkehrs verstanden. Insbesondere 
geht es dabei um die strategische 
Beeinflussung	des	Verhaltens	der	
Menschen bei der Verkehrsmittel-
wahl über „weiche Maßnahmen“ 
(Marketing, Kommunikation und 
Information) und um die bessere 
Organisation, Koordination und 
Kooperation der Verkehrsträger. Es 
zielt darauf ab, Mobilität zu sichern 
und	das	Verkehrssystem	effizien-
ter und nachhaltiger zu gestalten. 
Dabei geht es nur ansatzweise um 
infrastrukturelle	oder	finanzielle	
Maßnahmen, sondern vielmehr 
um die Entwicklung intermodaler 
Angebote. 

Mobilitätsmanagement kann sowohl 
auf Kommunen als auch auf aus-
gewählte Standorte (z.B. Betriebe, 
Hochschulen, Kliniken, Schulen, 
Wohnquartiere) und spezielle Ziel-
gruppen (z.B. Neubürger, Migranten) 
zugeschnitten werden. Insbesonde-
re Umzüge oder andere persönliche 
Veränderungen können Auslöser zu 
einem Überdenken der alltäglichen 
Mobilitätsroutinen führen. Dazu 
zählen der Wechsel des Arbeitsplat-
zes, der Eintritt in das Rentenalter 
oder die Geburt eines Kindes. In all 
diesen Fällen kann eine gute Infor-
mation und Beratung den Impuls für 
eine geänderte Verkehrsmittelwahl 
liefern. Ein regionales Mobilitätsma-
nagement hilft, gemeindeübergrei-
fend Fahrten von Tür zu Tür unter 

Berücksichtigung von Fahrzeit, Preis 
und Umweltfreundlichkeit zu planen. 

Das betriebliche Mobilitätsmanage-
ment ist oft Teil des kommunalen 
Mobilitätsmanagements oder wird 
zumindest von diesem initiiert. 
Es eignet sich v.a. für Großbetrie-
be, die besonders viel Verkehr 
erzeugen. Es zielt darauf ab, 
Arbeitnehmer für eine nachhaltige 
Mobilität zu motivieren (z.B. über 
Betriebsausflüge	mit	dem	Fahrrad,	
Wettbewerbe oder Aktionstage) und 
konkrete Maßnahmen im Bereich 
des Dienstreise-, Güter- und Be-
rufsverkehrs umzusetzen. Wichtige 
Erfolgsfaktoren des betrieblichen 
Mobilitätsmanagements sind 
dessen sinnvolle Einbindung in das 

Aber auch im virtuellen Raum der 
Smartphone-Apps ist der Wunsch 
nach spontaner Transparenz aller 
Verkehrsmittel Wirklichkeit gewor-
den. Im Web gibt es aktuell drei 
Stufen der verkehrsmittelübergrei-
fenden Integration von Mobilitäts-
dienstleistern: Auf der ersten Stufe 
werden die Verkehrsmittel im Inter-
netportal verglichen („one view“), 
als zweite Stufe die verschiedenen 
Dienstleistungen nach persönlicher 
Registrierung auf einer Mobilitäts-
karte zugänglich gemacht („one 
card“), als dritte Stufe der Integra-
tion die Dienstleistungen auf einer 

Plattform buchbar und abrechenbar 
(„one stop“). Mit dieser Plattform 
werden die beteiligten Mobilitätsan-
bieter mit Reisezeit (nach Fahrplan 
und in Echtzeit und dem Fußweg 
dorthin) verknüpft, die aktuellen 
Preisinformationen eingespielt und 
die Möglichkeit des Buchens und 
der Abrechnung über eine statt 
mehrere Kontoverbindungen („one 
stop shop“) ermöglicht. Auch  
Mobilkarten mit Chipkarten verbin-
den so zunehmend den Zugang zu 
Bus und Bahn (Zeitkarte), Carsha-
ring, gesichertem Fahrradparken 
und Fahrradverleihsystemen. 

Literaturempfehlung
•  BBSR [Hrsg.] (2014): Neue Mobi-

litätsformen, Mobilitätsstationen 
und Stadtgestalt. EsWoSt-Studie 
„MobilStadt“. Heft ExWoSt-Infor-
mationen 45/1. Bonn. 

•  Rammler, Stephan u.a. (2014): 
Schubumkehr. Die Zukunft der 
Mobilität. S. Fischer Verlag,  
Frankfurt am Main. 
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kommunale Mobilitätsmanagement 
sowie dessen aktive Unterstützung 
durch die Geschäftsführung und 
den Betriebsrat. 

Schulisches Mobilitätsmanage-
ment ist nicht nur eine Aufgabe 
der Schule, sondern betrifft auch 
weitere Akteure wie Kommunalver-
waltungen, Polizei oder Verbände. 
Es soll dazu beitragen, den Hol- und 
Bringverkehr der Eltern zu reduzie-
ren und die selbstständige Mobilität 
der Kinder zu Fuß, mit dem Fahrrad 
oder mit dem ÖPNV zu fördern. 
Damit dient es auch der Förderung 
der Gesundheit und Verkehrskom-
petenz. Typische Maßnahmen sind 
die Einrichtung von Elternhaltestel-
len, die Verkehrserziehung oder die 
Aufstellung von Schulwegplänen.  

Mobilitätsmanagement in Kom-
munen ist aufgrund der Vielfalt an 
Akteuren (Behörden, Mobilitäts-
berater/-dienstleister), Zielgruppen 
(Verkehrserzeuger/-teilnehmer) und 
Handlungsebenen (strategisch, 
operativ) eine komplexe Aufgabe. 
Erfolgreich kann es nur sein, wenn 

es politisch gewollt ist, über ausrei-
chende	personelle	und	finanzielle	
Ressourcen verfügt und bedeut-
same bzw. vorbildhafte Partner 
einbindet.  

Zu den verkehrlichen und ökologi-
schen Wirkungen des kommunalen 
Mobilitätsmanagements liegen 
kaum belastbare Aussagen vor, da 
bislang kaum wissenschaftlich eva-
luierte Studien existieren. Für das 
betriebliche Mobilitätsmanagement 
ist nach derzeitigem Stand davon 
auszugehen, dass allein durch die 
Bereitstellung von Information und 
durch Anreize etwa 5 % des Pkw-
Verkehrs auf den ÖPNV oder das 
Fahrrad verlagert werden können. 
Neben diesem gesellschaftlichen 
Nutzen gibt es auch einen individu-
ellen Vorteil für die Betriebe. Dazu 
zählen geringere Kosten für die 
Bereitstellung von Parkraum, eine 
verbesserte Mitarbeitergesundheit 
und die Reduzierung von Stress.

„Elternhaltestellen“ als Maßnahme zur räumlichen  
Entzerrung des Hol- und Bringverkehrs vor Schulen

Die Mobilitätszentrale: Anlaufpunkt für alle Fragen rund um die städtische Mobilität
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Jeder Einzelne kann durch bewuss-
te Verhaltensweisen einen eigenen 
Beitrag auf den verschiedenen 
Ebenen einer nachhaltigen Mobilität 
leisten:

Zuallererst ist das Umsteigen vom 
Auto auf umweltverträgliche Ver-
kehrsmittel (ÖPNV, Fahrrad, zu Fuß 
gehen) zu nennen. Das kann die 
grundsätzliche Wahl alternativer 
Verkehrsangebote sein oder aber 
– gerade für Pendler – die Kombina-
tion des Pkw mit umweltfreundlichen 
Verkehrsmitteln. Auch Fahrgemein-
schaften tragen ebenso wie die Nut-
zung von Carsharing zum Umwelt-
schutz bei. Die Auseinandersetzung 
mit der Wahl des Verkehrsmittels 
kann außerdem dazu führen, dass 
die Mobilität nicht nur umweltfreund-
licher wird, sondern sich in diesem 
Zuge auch neue Mobilitätsoptionen 
ergeben. So können beispielsweise 
neue, alternative Mobilitätsangebo-
te entstehen, die näher am Bedarf 
sind als das ursprünglich gewählte 
Verkehrsmittel.

Auch im Bereich der Verkehrssicher-
heit kann jeder Einzelne durch sein 
Verhalten zu mehr Nachhaltigkeit 
beitragen. In erster Linie zählt dazu 
Rücksichtnahme auf die anderen 
Verkehrsteilnehmer und die Einhal-
tung der Verkehrsregeln. Autofah-
rer sollten sich an die zulässigen 
Höchstgeschwindigkeiten halten 
und beim Abbiegen auf Radfahrer 
achten. Radfahrer sollten nicht 
bei Rot über die Ampel fahren und 
Radwege nicht in falscher Richtung 
benutzen. Bei Dunkelheit sollten sie 
auf die Funktionstüchtigkeit ihrer 
Lichtanlage achten und – insbe-
sondere als Fahrer eines Pedelecs 
– einen Helm tragen. Fußgänger 
sind aufgefordert, stark befahrene 
Straßen möglichst nur an den dafür 
vorgesehenen Querungsstellen zu 
passieren.

Bei der Benutzung eines Pkw führt 
eine stetige und niedertourige 
Fahrweise in einer angemessenen 
Geschwindigkeit zu einer spürba-
ren Verringerung des Lärms, man 

benötigt weniger Kraftstoff und 
erzeugt damit weniger klimaschäd-
liche Gase und Luftschadstoffe. 
Das schont zudem den Geldbeutel. 
Eine rücksichtsvolle Benutzung des 
Autos im Hinblick auf Türen zuschla-
gen, Hupen, Gasgeben im Leerlauf 
oder das Warmlaufenlassen des 
Motors	reduziert	häufig	genannte	
Belästigungen und verringert die 
Luftbelastung. Ein hoher Beset-
zungsgrad eines Autos kann zur 
besseren Auslastung der vorhan-
denen Infrastruktur und damit zur 
Reduzierung von Staus beitragen. 

Autofahrer sollten den Reifendruck 
regelmäßig überprüfen, weil ein 
optimaler Reifendruck weniger 
Reibung mit der Fahrbahn erzeugt 
und dadurch die Geräuschemissi-
onen und den Kraftstoffverbrauch 
verringert. Viele Hersteller emp-
fehlen deshalb bei der Angabe des 
benötigten Reifendrucks einen als 
„eco“ bezeichneten etwas höhe-
ren Reifendruck. Der Kauf „leiser“ 
Reifen ist ein weiterer Beitrag, der 

5.  Jeder Einzelne kann zur nachhaltigen Mobilität beitragen
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seit	der	Kennzeichnungspflicht	von	
Reifen aus dem Jahr 2012 (u.a. für 
das Rollgeräusch) einfach möglich 
ist. Eine Untersuchung des Umwelt-
bundesamtes hat gezeigt, dass die 
Schwankungen bei gleichen Reifen-
größen über 2 dB ausmachen und 
in der Spitze bei fast 4 dB zwischen 
dem leisesten und dem lautesten 
Reifen liegen. Leise Reifen sind 
zumeist nicht teurer als laute.

Die lautesten Fahrzeuge haben 
Lärmwerte von mehr als 75 dB(A), 
die leisesten 66 dB(A). Das lautes-
te Auto wird als so störend empfun-
den wie zehn gleichzeitig vorbei-
fahrende leise Autos. Es ist also 
sinnvoll, die teilweise deutlichen 
Unterschiede zwischen lauten und 
leisen Fahrzeugen als ein Kriterium 
für die Kaufentscheidung heranzu-
ziehen. Mit dem bewussten Kauf 
eines leisen Fahrzeugs wird nicht 
nur ein unmittelbarer Beitrag zur 
Lärmminderung geleistet, sondern 
über den Markt wird die Automo-
bilindustrie angespornt, weitere 

Anstrengungen für noch leisere 
Fahrzeuge zu unternehmen. 

Die Bundesregierung will bis zum 
Jahr 2020 eine Million Elektro-Fahr-
zeuge am Markt platziert sehen. 
Selbst wenn diese Zahl erreicht 
wird, bleibt es immer noch ein Ni-
schenmarkt mit einem Marktanteil 
von maximal 2 %. Die Wirkung von 
E-Fahrzeugen macht sich erst ab 
einem Marktanteil von etwa 20 % 
und ohnehin nur bei Geschwindig-
keiten bis maximal 40 km/h be-
merkbar, da dann die Rollgeräusche 
dominant werden. Die individuelle 
Entscheidung für den Kauf eines 
E-Fahrzeugs ist dennoch ein Beitrag 
zur Lärmminderung. 

Lieferungen an die Haustüre 
werden für die Verbraucher immer 
attraktiver, auch wenn dadurch die 
Anzahl der Retouren und damit der 
Verkehr zunehmen. Hier sollte sich 
jeder Einzelne bewusst machen, 
welche Probleme dieses Konsu-
mentenverhalten über den bloßen 

Bequemlichkeitsaspekt (Lieferung 
nach Hause) hinaus schafft. 

Die Beispiele zeigen, dass jeder 
Einzelne mit seinem Alltagsverhal-
ten zu einer nachhaltigen Mobilität 
beitragen	kann	und	dies	häufig	mit	
einfachen Mitteln, die lediglich einer 
kleinen Umstellung der eigenen 
Verhaltensweisen bedürfen. Der 
Beitrag des Einzelnen mag gering 
erscheinen, doch ergibt sich in der 
Summe ein großes Potenzial.

            41Handlungsfelder einer nachhaltigen städtischen Mobilität



Kernbotschaften des ADAC

K  Nachhaltige Mobilitätskonzep-
te in Städten und Gemeinden 
sollen sozialen, ökologischen und 
ökonomischen Anforderungen 
gerecht werden. Unter Beachtung 
der Prämissen „sicher, umwelt-
freundlich, bedarfsgerecht und 
bezahlbar“ soll Mobilität ermög-
licht und nicht verhindert werden. 

K  Das Ziel einer nachhaltigen 
Mobilität ist, die Mobilität der 
Menschen in allen ihren Facetten 
zu erhalten und die Güterversor-
gung zu sichern, ohne dass der 
Verkehr langfristig Mensch und 
Umwelt übermäßig belastet.

K  Verkehrspolitische Maßnahmen 
sollten vor diesem Hintergrund 
die Kapazitäten besser nutzen, 
die Verkehrsmittel intelligent 
vernetzen, ihre jeweiligen Stärken 
herausstellen und Mobilität als 
ein wesentliches Stück Lebens-
qualität verstehen und sichern. 

K  Die Kommunen sollten die un-
terschiedlichen Bedürfnisse und 
Ansprüche bei der Gestaltung der 
Mobilität ausgewogen und ohne 
einseitige Benachteiligung ein-
zelner Verkehrsträger in Einklang 
bringen.

K  Das Auto bleibt auch in einem 
nachhaltigen Verkehrssystem un-
verzichtbar. Für viele Streckenre-
lationen und Fahrtzwecke gibt es 
dazu keine sinnvolle Alternative. 

K  Maßnahmen und Konzepte für 
nachhaltigen Stadtverkehr sollten 
bereits auf Quartiersebene anset-
zen und auch an der Stadtgrenze 
nicht Halt machen. 

K  Mobilität muss sicher sein. Dabei 
gilt es, vor allem die schwachen 
Verkehrsteilnehmer wie Kinder 
und Senioren als Fußgänger und 
Radfahrer durch geeignete Maß-
nahmen zu schützen. 

K  Umweltfreundlichere Motor-
technik und Antriebe, lärmarme 
Straßenbeläge, höherer Beset-
zungsgrad der Fahrzeuge oder 
effizientes	Verkehrsmanagement	
tragen dazu bei, den Kfz-Verkehr 
ökologisch verträglicher zu gestal-
ten. Insbesondere gilt es, den 
Güterverkehr sauberer zu ma-
chen und effektiver zu lenken.

K  Mobilität sollte stärker am Bedarf 
der Nutzer orientiert werden. 
Benötigt werden vor allem 
barrierefreie Verkehrsanlagen, 

leistungsfähige Infrastrukturen im 
motorisierten Individualverkehr 
(MIV) und öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) sowie komfor-
table Fuß- und Radverkehrsnetze. 
Mobilität als unverzichtbare 
Voraussetzung gesellschaftlicher 
Teilhabe sollte für alle bezahlbar 
bleiben, sie darf nicht einseitig 
beschränkt oder unangemessen 
verteuert werden.

K  Die Finanzierung der kommuna-
len Verkehrsinfrastruktur sollte 
dauerhaft sichergestellt sein. 
Insbesondere gilt dies für Erhal-
tungsmaßnahmen im Straßenbau 
und im ÖPNV.

6. Kernbotschaften des ADAC
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